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VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EU) Nr. 1257/2013 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 20. November 2013

iiber das Recycling von Schiffen und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 und der
Richtlinie 2009/16/EG

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAI-
SCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen
Union, insbesondere auf Artikel 192 Absatz 1,

auf Vorschlag der Europiischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die na-
tionalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (1),

nach Anhorung des Ausschusses der Regionen,
gemdfl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (%),
in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Die grenziberschreitende Verbringung von Schiffen, die
als Abfille gelten, zum Recycling wird durch das Uber-
einkommen von Basel vom 22. Mirz 1989 iber die
Kontrolle der grenziiberschreitenden Verbringung gefihr-
licher Abfille und ihrer Entsorgung (,Baseler Uberein-
kommen“) und durch die Verordnung (EG) Nr.
1013/2006 des Europiischen Parlaments und des Ra-
tes (%) geregelt. Mit der Verordnung (EG) Nr. 1013/2006
werden das Basler Ubereinkommen sowie eine Ande-
rung (¥) des Ubereinkommens von 1995 umgesetzt, die
auf internationaler Ebene bisher nicht in Kraft getreten ist
und Ausfuhren gefihrlicher Abfille in Linder verbietet,
die nicht Mitglieder der Organisation fir wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (Organisation for Eco-
nomic Co-operation and Development, OECD) sind. Sol-
che Schiffe werden in der Regel als gefihrliche Abfille

() ABL C 299 vom 4.10.2012, S. 158.

(3 Standpunkt des Europiischen Parlaments vom 22. Oktober 2013
(noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht) und Beschluss des Rates
vom 15. November 2013.

(%) Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 des Europiischen Parlaments und
des Rates vom 14. Juni 2006 iiber die Verbringung von Abfillen
(ABL L 190 vom 12.7.2006, S. 1).

(*) Anderung des Basler Ubereinkommens (,Verbotsinderung®), an-
genommen mit Beschluss I1/1 der Vertragsparteien des Basler Uber-
einkommens.

3)

eingestuft und diirfen nicht aus der Union zum Recycling
in Abwrackeinrichtungen in Staaten ausgefithrt werden,
die nicht Mitgliedslander der OECD sind.

Die Mechanismen fiir die Uberwachung der Anwendung
und die Durchsetzung des geltenden Unionsrechts und
internationalen Rechts werden den Besonderheiten von
Schiffen und des internationalen Seeverkehrs nicht ge-
recht. Durch Bemithungen, die auch die Zusammenarbeit
zwischen der Internationalen Arbeitsorganisation (,ILO“
fur ,International Labor Organisation®), der Internationa-
len Seeschifffahrtsorganisation (,IMO“ fiir ,International
Maritime Organisation) und dem Sekretariat des Basler
Ubereinkommens umfassten, ist es gelungen, in Gestalt
des internationalen Ubereinkommens von Hongkong
tber das sichere und umweltgerechte Recycling von
Schiffen (im Folgenden ,Hongkonger Ubereinkommen*)
eine Einigung tiber die weltweite Einfiihrung verbindli-
cher Vorschriften zu erzielen, die fiir eine effiziente und
wirksame Losung fiir unsichere und umweltgefihrdende
Abwrackpraktiken sorgen sollen.

Die derzeitigen Schiffsrecyclingkapazititen in OECD-Lin-
dern, die Schiffen unter der Flagge eines Mitgliedstaats
rechtlich zuginglich sind, reichen nicht aus. Die derzeit
in Nicht-OECD-Lindern bestehenden Kapazititen fur si-
cheres und umweltgerechtes Recycling von Schiffen rei-
chen aus, um simtliche Schiffe unter der Flagge eines
Mitgliedstaats zu behandeln, und diirften aufgrund der
Mafinahmen, die die Recycling-Lander treffen, um die
Auflagen des Hongkonger Ubereinkommens zu erfiillen,
bis 2015 noch weiter zunehmen.

Das Hongkonger Ubereinkommen wurde am 15. Mai
2009 unter der Schirmherrschaft der IMO angenommen.
Es wird erst 24 Monate nach seiner Ratifizierung durch
mindestens 15 Staaten, deren kombinierte Handelsflotte
mindestens 40 Prozent der Bruttoraumzahl der weltwei-
ten Handelsflotte und deren kombiniertes Hochstvolu-
men des jihrlichen Schiffsrecyclings in den vorangegan-
genen zehn Jahren mindestens drei Prozent der Brutto-
raumzahl ihrer kombinierten Handelsflotte entspricht, in
Kraft treten. Das Ubereinkommen regelt den Entwurf,
den Bau, den Betrieb und die Vorbereitung von Schiffen
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im Hinblick darauf, dass ihr sicheres und umweltgerech-
tes Recycling erleichtert wird, ohne die Sicherheit des
Schiffs und seinen effizienten Betrieb zu beeintrichtigen.
Das Ubereinkommen regelt ferner den sicheren und um-
weltgerechten Betrieb der Abwrackeinrichtungen und
sieht die Einfilhrung eines angemessenen Durchsetzungs-
mechanismus fur das Schiffsrecycling vor.

Mit dieser Verordnung wird das Ziel verfolgt, die frith-
zeitige Ratifizierung des Hongkonger Ubereinkommens
sowohl in der Union als auch in Drittlindern dadurch
zu erleichtern, dass Schiffe und Abwrackeinrichtungen
verhiltnismiRigen Kontrollen auf Grundlage dieses Uber-
einkommens unterzogen werden.

Das Hongkonger Ubereinkommen sieht ausdriicklich vor,
dass die Vertragsparteien im Interesse des sicheren und
umweltgerechten Recyclings von Schiffen mit dem inter-
nationalen Recht vereinbare strengere Mafinahmen ergrei-
fen diirfen, um etwaige nachteilige Auswirkungen auf die
menschliche Gesundheit und die Umwelt zu vermeiden,
zu mindern oder zu minimieren. Angesichts dessen sollte
diese Verordnung Schutz vor den méglichen nachteiligen
Auswirkungen von Gefahrstoffen an Bord aller Schiffe
bieten, die einen Hafen oder Ankerplatz eines Mitglied-
staats anlaufen, und zugleich sicherstellen, dass die nach
internationalem Recht fiir diese Stoffe geltenden Vor-
schriften eingehalten werden. Um die Uberwachung der
Einhaltung der Vorschriften fir Gefahrstoffe im Rahmen
dieser Verordnung zu gewihrleisten, sollten die Mitglied-
staaten nationale Vorschriften zur Durchfithrung der
Richtlinie 2009/16/EG des Europdischen Parlaments
und des Rates (') anwenden. Die im Rahmen der Hafen-
staatkontrolle tatigen Besichtiger sind derzeit mit der Prii-
fung der Zeugnisse und dem aktiven Testen auf Gefahr-
stoffe, einschlieBlich Asbest, im Rahmen des Internatio-
nalen Ubereinkommens zum Schutz des menschlichen
Lebens auf See (,SOLAS“ fiir ,International Convention
for the Safety of Life at Sea“) beauftragt. Die Pariser Ver-
einbarung tiber Hafenstaatkontrolle sieht einen einheitli-
chen Ansatz fiir diese Tatigkeiten vor.

Mit dieser Verordnung soll auch erreicht werden, dass die
Ungleichheiten zwischen den Betreibern in der Union, in
OECD-Staaten und in den einschldgigen Drittlindern ab-
nehmen, was die Gesundheit und Sicherheit am Arbeits-
platz und Umweltnormen angeht; ferner sollen Schiffe,
welche die Flagge eines Mitgliedstaats fithren, zu Abwra-
ckeinrichtungen geleitet werden, die sichere und umwelt-
gerechte Abwrackmethoden anwenden, und nicht zu
Standorten, die nicht den Normen geniigen, wie es der-
zeit erfolgt. Die Wettbewerbsfdhigkeit sicherer und um-
weltgerechter Verfahren fiir das Recycling und die Be-
handlung von Schiffen in Abwrackeinrichtungen, die
sich in einem Mitgliedstaat befinden, wiirde dadurch
ebenfalls gesteigert werden. Eine europdische Liste von
Abwrackeinrichtungen (im Folgenden ,europdische Lis-
te“), die die Anforderungen dieser Verordnung erfiillen,
wiirde dazu beitragen, dass diese Ziele erreicht und Vor-
schriften insoweit besser durchgesetzt werden, als der
Mitgliedstaat, dessen Flagge ein Schiff fuhrt, Schiffe, die
zum Recycling verbracht werden, leichter kontrollieren

(") Richtlinie 2009/16/EG des Europdischen Parlaments und des Rates

vom 23. April 2009 iiber die Hafenstaatkontrolle (ABL. L 131 vom
28.5.2009, S. 57).

(10)

(1)

kann. Die Anforderungen, die die Abwrackeinrichtungen
zu erfiillen haben, sollten auf den Anforderungen gemafd
dem Hongkonger Ubereinkommen basieren. Diesbeziig-
lich sollten die nach dieser Verordnung zugelassenen Ab-
wrackeinrichtungen Anforderungen erfiillen, die notwen-
dig sind, um den Schutz der Umwelt und der Gesundheit
und Sicherheit der Arbeitnehmer sowie die umwelt-
gerechte Bewirtschaftung der beim Schiffsrecycling anfal-
lenden Abfille zu gewihrleisten. Bei Abwrackeinrichtun-
gen in Drittlindern sollte mit den Anforderungen ein
hohes Schutzniveau fir die menschliche Gesundheit
und fir die Umwelt erreicht werden, das weitgehend
mit dem in der Union iibereinstimmt. Abwrackeinrich-
tungen, die diese Mindestauflagen nicht erfillen, sollten
daher nicht in die europiische Liste aufgenommen
werden.

Der Grundsatz der Gleichheit nach dem Unionsrecht
sollte angewendet und seine Anwendung sollte iiber-
wacht werden; dies gilt insbesondere fiir die Aufstellung
und Aktualisierung der europdischen Liste in Bezug auf
Abwrackeinrichtungen, die sich in einem Mitgliedstaat
befinden, sowie Abwrackeinrichtungen in Drittlindern,
welche die in dieser Verordnung enthaltenen Anforderun-
gen erfiillen.

Die Mitgliedstaaten sollten geeignete Mafnahmen erlas-
sen, um dafiir zu sorgen, dass die vom Anwendungs-
bereich dieser Verordnung ausgenommenen Schiffe im
Einklang mit dieser Verordnung betrieben werden, soweit
dies sinnvoll und durchfithrbar ist.

Um Doppelarbeit zu vermeiden, ist es erforderlich,
Schiffe unter der Flagge eines Mitgliedstaats, die in den
Geltungsbereich dieser Verordnung fallen, aus dem An-
wendungsbereich  der  Verordnung  (EG)  Nr.
1013/2006 bzw. der Richtlinie 2008/98/EG des Europii-
schen Parlaments und des Rates (?) auszunehmen. Die
Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 gilt fiir die Verbringung
von Abfillen aus der Union mit Ausnahme bestimmter
Kategorien von Abfillen, die einer anderen Regelung un-
terliegen. Nach der vorliegenden Verordnung sind die in
ihren Geltungsbereich fallenden Schiffe wihrend ihres
gesamten Lebenszyklus zu kontrollieren; zugleich soll si-
chergestellt werden, dass das Recycling dieser Schiffe in
umweltgerechter Weise erfolgt. Daher sollte festgelegt
werden, dass Schiffe, die wahrend ihres gesamten Lebens-
zyklus dem alternativen Kontrollsystem nach dieser Ver-
ordnung unterliegen, nicht der Verordnung (EG) Nr.
1013/2006 unterliegen. Schiffe, die weder in den An-
wendungsbereich des Hongkonger Ubereinkommens
noch in den Anwendungsbereich der vorliegenden Ver-
ordnung fallen, sowie alle an Bord eines Schiffes befind-
lichen Abfille, bei denen es sich nicht um betriebsbedingt
anfallende Abfille handelt, sollten weiterhin der Verord-
nung (EG) Nr. 1013/2006, der Richtlinie 2008/98/EG
und der Richtlinie 2008/99/EG des Europiischen Par-
laments und des Rates (%) unterliegen.

Ferner wird anerkannt, dass Schiffe weiterhin anderen
internationalen Ubereinkommen unterliegen, die ihren

(®) Richtlinie 2008/98/EG des Europaischen Parlaments und des Rates

vom 19. November 2008 iiber Abfille und zur Aufhebung be-
stimmter Richtlinien (ABL L 312 vom 22.11.2008, S. 3).

() Richtlinie 2008/99/EG des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 19. November 2008 iiber den strafrechtlichen Schutz der Um-
welt (ABL. L 328 vom 6.12.2008, S. 28).
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sicheren Betrieb auf See wiahrend ihres betrieblichen Le-
benszyklus gewdahrleisten sollen, und dass Schiffe zwar
bestimmte Rechte und Freiheiten der Schifffahrt wahr-
nehmen koénnen, zugleich jedoch verpflichtet sind, sich
vor Anlaufen eines Hafens anzumelden. Die Mitgliedstaa-
ten sollten sich dafiir entscheiden konnen, weitere Kon-
trollen aufgrund anderer internationaler Vertrige durch-
zufithren. Zusitzliche Transitkontrollen werden daher im
Rahmen dieser Verordnung nicht als notwendig erachtet.

(12)  Bei der Auslegung der Anforderungen dieser Verordnung

sollten die Richtlinien beriicksichtigt werden, die die IMO
unterstiitzend zum Hongkonger Ubereinkommen ent-
wickelt hat (im Folgenden ,IMO-Richtlinien*).

(13)  Fur die Zwecke dieser Verordnung sollte sich der Begriff

,Recycling” nicht dieselbe Bedeutung haben wie in der
Begriffsbestimmung in Richtlinie 2008/98/EG. Die vor-
liegende Verordnung sollte daher fiir den Begrift ,Schiffs-
recycling” eine eigene Definition einfiihren.

(14 Mit der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europdi-

schen Parlaments und des Rates (1) wird auf Unionsebene
das Global Harmonisierte System fur die Einstufung und
Kennzeichnung von Chemikalien umgesetzt. Zusammen
mit der Richtlinie 67/548/EWG des Rates (?) und der
Richtlinie 1999/45/EG des Europdischen Parlaments
und des Rates (°) bietet die genannte Verordnung wert-
volle Orientierungshilfe dafiir, was als Gefahrstoft zu be-
trachten ist.

(15) Die Fuhrung eines Gefahrstoffinventars an Bord eines

Schiffes wiahrend seines gesamten Lebenszyklus stellt
eine wesentliche Anforderung des Hongkonger Uberein-
kommens und dieser Verordnung dar. Gemafl Regel 8
Absatz 2 des Hongkonger Ubereinkommens sollte bei
einem zum Recycling bestimmten Schiff die Menge der
betriebsbedingt anfallenden Abfille in dem Zeitraum un-
mittelbar vor Ablieferung des Schiffs in die Abwrackein-
richtung auf ein Minimum reduziert werden. Sollen die
betriebsbedingt anfallenden Abfille mit dem Schiff in
eine Abwrackeinrichtung gebracht werden, so sollten
die ungefihren Mengen und Standorte dieser Abfille in
Teil 1T der Inventarliste aufgefiithrt werden.

(16) Die Mitgliedstaaten sollten Mafinahmen treffen, um zu

vermeiden, dass die Vorschriften fir das Schiffsrecycling
umgangen werden, und um die Transparenz des Schiffs-
recyclings zu verbessern. Gemi dem Hongkonger Uber-
einkommen sollten sie Informationen iiber Schiffe, fiir
die eine Inventarbescheinigung ausgestellt wurde oder
fur die eine Abschlusserklarung eingegangen ist, sowie
Informationen tiber illegales Schiffsrecycling und die dies-
beziiglich von ihnen getroffenen Folgemafnahmen
mitteilen.

() Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europiischen Parlaments und

des Rates vom 16. Dezember 2008 iiber die Einstufung, Kennzeich-
nung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Anderung
und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG und
zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (ABL L 353
vom 31.12.2008, S. 1).

Richtlinie 67/548/EWG des Rates vom 27. Juni 1967 zur Anglei-
chung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften fiir die Einstufung,
Verpackung und Kennzeichnung gefahrlicher Stoffe (ABl. 196 vom
16.8.1967, S. 1).

Richtlinie 1999/45/EG des Europiischen Parlaments und des Rates
vom 31. Mai 1999 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften der Mitgliedstaaten fir die Einstufung, Verpackung und
Kennzeichnung gefdhrlicher Zubereitungen (ABl. L 200 vom
30.7.1999, S. 1).

(17)  Die Mitgliedstaaten sollten Verstofle gegen diese Verord-

nung ahnden und sicherstellen, dass die diesbeziiglichen
Sanktionen angewendet werden, um eine Umgehung der
Schiffsrecyclingvorschriften zu vermeiden. Die Sanktio-
nen, die sowohl zivilrechtlicher als auch verwaltungs-
rechtlicher Art sein konnen, sollten wirksam, verhiltnis-
mifig und abschreckend sein.

(18)  Gemifs der Rechtsprechung des Gerichtshofs sind die

Gerichte der Mitgliedstaaten verpflichtet, das Verfahrens-
recht in Bezug auf die Voraussetzungen, die fir die Ein-
leitung eines verwaltungsbehordlichen oder gerichtlichen
Uberpriifungsverfahrens vorliegen miissen, so weit wie
moglich im Einklang mit den Zielen von Artikel 9 Ab-
satz 3 des Ubereinkommens von Aarhus auszulegen.

(19) Im Interesse des Schutzes der menschlichen Gesundheit

und der Umwelt und in Anbetracht des Verursacherprin-
zips sollte die Kommission die Machbarkeit der Einfiih-
rung eines Finanzierungsmechanismus priifen, der flag-
genunabhingig fiir alle Schiffe gilt, die einen Hafen
oder Ankerplatz eines Mitgliedstaats anlaufen, um Res-
sourcen zu schaffen, die das umweltgerechte Recycling
und die umweltgerechte Behandlung von Schiffen erleich-
tern wiirden, ohne dass dadurch Anreize fiir Ausflaggun-
gen geschaffen werden.

(200  Um Entwicklungen beziiglich des Hongkonger Uberein-

kommens Rechnung zu tragen, sollte der Kommission
die Befugnis iibertragen werden, gemaf$ Artikel 290 des
Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
Rechtsakte zu erlassen, um die Anhdnge I und II dieser
Verordnung zu aktualisieren. Es ist von besonderer Be-
deutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorberei-
tungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der
Ebene von Sachverstindigen, durchfihrt. Bei der Vor-
bereitung und Ausarbeitung delegierter Rechtsakte sollte
die Kommission gewihrleisten, dass die einschlagigen
Dokumente dem Europiischen Parlament und dem Rat
gleichzeitig, rechtzeitig und auf angemessene Weise iiber-
mittelt werden.

(21)  Zur Gewihrleistung einheitlicher Bedingungen fiir die

Durchfithrung dieser Verordnung sollten der Kommission
Durchfithrungsbefugnisse iibertragen werden. Diese Be-
fugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011 des Europiischen Parlaments und des Ra-
tes (¥) ausgeiibt werden.

(22)  Da das Ziel dieser Verordnung, nimlich die Vermeidung,

Minderung oder Eliminierung der nachteiligen Auswir-
kungen des Recyclings, des Betriebs und der Instandhal-
tung von Schiffen, die unter der Flagge eines Mitglied-
staats fahren, auf die menschliche Gesundheit und die
Umwelt, angesichts des internationalen Charakters des
Seeverkehrs und des Schiffsrecyclings auf Ebene der Mit-
gliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden kann,
sondern vielmehr wegen ihres Umfangs und ihrer Wir-
kungen auf Unionsebene besser zu verwirklichen ist,
kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des
Vertrags iiber die Europdische Union niedergelegten Sub-
sidiaritdtsprinzip titig werden. Entsprechend dem eben-
falls in demselben Artikel genannten Grundsatz der Ver-
haltnismaRigkeit geht diese Verordnung nicht uber das
zum Erreichen dieses Ziels erforderliche Maf§ hinaus —

(*) Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europiischen Parlaments und

des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahr-
nehmung der Durchfithrungsbefugnisse durch die Kommission kon-
trollieren (ABL L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
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HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

TITEL I

GEGENSTAND, ANWENDUNGSBEREICH UND
BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel 1
Gegenstand und Zweck

Zweck dieser Verordnung ist die Vermeidung, Verminderung,
Minimierung und — soweit praktisch moglich — Eliminierung
von Unfillen, Verletzungen und anderen nachteiligen Auswir-
kungen des Recyclings von Schiffen auf die menschliche Ge-
sundheit und die Umwelt. Zweck dieser Verordnung ist es,
wiahrend des gesamten Lebenszyklus eines Schiffes die Sicher-
heit, den Schutz der menschlichen Gesundheit und der Meeres-
umwelt der Union zu verbessern, damit insbesondere gewihr-
leistet wird, dass gefihrliche Abfille, die beim Schiffsrecycling
anfallen, umweltgerecht behandelt werden.

Diese Verordnung legt auch Regeln zur Gewihrleistung einer
ordnungsgemifie Behandlung von Gefahrstoffen auf Schiffen
fest.

Durch diese Verordnung soll zudem die Ratifizierung des inter-
nationalen Ubereinkommens von Hongkong iiber das sichere
und umweltgerechte Recycling von Schiffen (im Folgenden
,Hongkonger Ubereinkommen®) etleichtert werden.

Artikel 2
Anwendungsbereich
(1)  Diese Verordnung — mit Ausnahme von Artikel 12 —

gilt fur Schiffe, die die Flagge eines Mitgliedstaats fithren.

Artikel 12 gilt fiir Schiffe, die die Flagge eines Drittstaats fithren
und einen Hafen oder Ankerplatz in einem Mitgliedstaat
anlaufen.

(2)  Diese Verordnung gilt nicht fiir

a) Kriegsschiffe, Flottenhilfsschiffe oder sonstige Schiffe, die Ei-
gentum eines Staats sind oder von ihm betrieben werden
und die vorldufig nur fiir nichtgewerbliche staatliche Dienste
eingesetzt werden;

b) Schiffe mit weniger als 500 Bruttoraumzahl (BRZ);

c) Schiffe, die wiahrend ihres gesamten Lebenszyklus nur in
Gewissern betrieben werden, die der Staatshoheit oder
Rechtshoheit des Mitgliedstaats unterliegen, dessen Flagge
sie fihren.

Artikel 3
Begriffsbestimmungen
(1)  Fir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Aus-

druck

1. ,Schiff* ein Wasserfahrzeug jeder Art, das in der Meeres-
umwelt eingesetzt wird oder eingesetzt wurde, einschliefs-
lich Tauchfahrzeuge, schwimmende Gerite, schwimmende

Plattformen, selbsthebende Plattformen, schwimmende La-
gerplattformen (Floating Storage Units, FSU) und schwim-
mende Produktions-, Lager- und Verladeeinheiten (Floating
Production Storage and Offloading Units, FPSO), sowie je-
des Schiff, dessen Ausriistung ausgebaut wurde oder das
geschleppt wird;

. neues Schiff* ein Schiff,

a) dessen Bauvertrag zum oder nach dem Zeitpunkt der
Anwendung dieser Verordnung abgeschlossen wird,

b) — falls kein Bauvertrag vorliegt — dessen Kiel in den
sechs Monaten nach dem Zeitpunkt der Anwendung
dieser Verordnung oder danach gelegt wird oder das
sich zu dem genannten Zeitpunkt in einer entsprechen-
den Bauphase befindet, oder

¢) das in den 30 Monaten nach dem Zeitpunkt der An-
wendung dieser Verordnung oder danach abgeliefert
wird;

. ,Tankschiff* einen Oltanker im Sinne des Anhangs I des

Ubereinkommens zur Verhiitung der Meeresverschmutzung
durch Schiffe (im Folgenden ,MARPOL-Ubereinkommen)
oder ein Tankschiff zur Befoérderung schadlicher fliissiger
Stoffe (Noxious Liquid Substances — NLS-Tanker) im Sinne
des Anhangs 11 des MARPOL Ubereinkommens;

. ,Gefahrstoff* jedes Material oder jeden Stoff, der die Ge-

sundheit des Menschen undfoder die Umwelt gefihrden
konnte;

. ,betriebsbedingt anfallende Abfille“ aus dem normalen Be-

trieb von Schiffen anf_allende Abwisser und Riickstinde, die
unter das MARPOL Ubereinkommen fallen;

. ,Schiffsrecycling“ den Vorgang des vollstindigen oder teil-

weisen Demontierens eines Schiffes in einer Abwrackein-
richtung zwecks Riickgewinnung von Bauteilen und Mate-
rialien zur Aufbereitung, Vorbereitung zur Wiederverwen-
dung oder Wiederverwendung — unter Gewahrleistung der
Behandlung von Gefahrstoffen und sonstigen Materialien;
dies umfasst damit zusammenhdngende Vorginge wie die
Lagerung und Behandlung von Bauteilen und Materialien
vor Ort, ausgenommen jedoch deren weitere Verarbeitung
oder Beseitigung in separaten Einrichtungen;

. ~2Abwrackeinrichtung” einen abgegrenzten Bereich, bei dem

es sich um eine Werft oder eine Einrichtung innerhalb eines
Mitgliedstaats oder eines Drittlands handelt, die fiir das
Recycling von Schiffen verwendet wird;

. ,Schiffsrecyclingunternehmen® den Eigentiimer der Abwra-

ckeinrichtung oder jede andere Organisation oder Person,
der vom Eigentiimer der Abwrackeinrichtung die Verant-
wortung fiir die Tatigkeit des Schiffsrecycling tibertragen
wurde;
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9. ,Verwaltung” eine von einem Mitgliedstaat benannte Regie- NotfallmaBnahmen sowie die Uberwachungs-, Berichterstat-

10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

()

rungsbehorde, die fur Aufgaben im Zusammenhang mit
Schiffen verantwortlich ist, die die Flagge dieses Mitglied-
staats fuhren oder der Hoheitsgewalt dieses Mitgliedstaats
unterstehen;

,anerkannte Organisation eine Organisation, die gemaf der
Verordnung (EG) Nr. 391/2009 des Europdischen Par-
laments und des Rates (!) anerkannt ist;

,zustindige Behorde“ eine von einem Mitgliedstaat oder
einem Drittland benannte Regierungsbehorde, die innerhalb
eines bestimmten geografischen Gebiets oder eines Fach-
bereichs fir Abwrackeinrichtungen im Zusammenhang
mit allen Vorgingen verantwortlich ist, die der Hoheits-
gewalt dieses Staates unterliegen;

,Bruttoraumzahl“ die nach den Vermessungsregeln in An-
hang I des Internationalen Schiffsvermessungs-Ubereinkom-
mens von 1969 oder in einem etwaigen Nachfolge-Uber-
einkommen berechnete Bruttoraumzahl (BRZ);

,sachkundige Person” eine Person, die uiber die zur Ausfiih-
rung der spezifischen Aufgaben erforderliche Qualifikation
und Ausbildung sowie die erforderlichen Kenntnisse, Erfah-
rungen und Fdhigkeiten verfiigt;

,Schiffseigner die natiirliche oder juristische Person, die als
Eigner des Schiffes eingetragen ist, einschlieSlich der natiir-
lichen oder juristischen Person, die bis zum Verkauf des
Schiffes oder bis zu seiner Uberfithrung zu einer Abwra-
ckeinrichtung voriibergehend Eigner des Schiffes ist, oder,
in Ermangelung einer Eintragung, die natiirliche oder juris-
tische Person, in deren Besitz sich das Schiff befindet, oder
jede andere Organisation oder Person (wie z. B. der Ge-
schiftsfithrer oder der Bareboatcharterer), der der Eigner
des Schiffes die Verantwortung fiir den Betrieb des Schiffes
tibertragen hat, und die juristische Person, die ein Schiff in
Staatsbesitz betreibt;

,Neueinbau“ den Einbau von Systemen, Ausriistung, Isolier-
oder sonstigem Material auf einem Schiff nach dem Zeit-
punkt der Anwendung dieser Verordnung;

,Schiffsrecyclingplan® einen Plan, der vom Betreiber der
Abwrackeinrichtung fiir das jeweilige Schiff, das unter sei-
ner Verantwortung recycelt wird, aufgestellt wird und den
einschldgigen Richtlinien und EntschlieBungen der IMO
Rechnung trigt;

,Schiffsrecyclingplan der Abwrackeinrichtung® einen vom
Betreiber der Abwrackeinrichtung erstellten und von der
Geschiftsleitung oder vom zustindigen Leitungsorgan des
Schiffsrecyclingunternehmens angenommenen Plan, in dem
die betrieblichen Prozesse und Verfahren im Rahmen des
Schiffsrecyclings in der Abwrackeinrichtung beschrieben
sind und in dem insbesondere auf die Sicherheit und Aus-
bildung der Arbeitskrafte, den Schutz der menschlichen
Gesundheit und der Umwelt, die Aufgaben und Verant-
wortlichkeiten der Mitarbeiter, die Notfallvorsorge und die

Verordnung (EG) Nr. 391/2009 des Europdischen Parlaments und

des Rates vom 23. April 2009 iiber gemeinsame Vorschriften und
Normen fiir Schiffsiiberpriifungs- und -besichtigungsorganisationen
(ABL L 131 vom 28.5.2009, S. 11).

18.

19.

20.

21.

22.

tungs- und Aufzeichnungssysteme eingegangen wird, wobei
die einschldgigen Richtlinien und EntschlieBungen der IMO
zu beriicksichtigen sind;

,sicher zum Begehen“ einen Bereich, der alle folgenden
Kriterien erfillt:

a) der Sauerstoffgehalt der Atmosphire und die Konzen-
tration entziindbarer Diampfe bewegen sich innerhalb
sicherer Grenzen;

b) etwaige Giftstoffe in der Atmosphire bewegen sich in-
nerhalb der zuldssigen Konzentrationen;

¢) etwaige Riickstinde oder Materialien aus den von der
zustdndigen Person genehmigten Arbeitsvorgingen be-
wirken unter den existierenden atmosphdrischen Bedin-
gungen, soweit sie wie angewiesen aufrechterhalten wer-
den, weder eine unkontrollierbare Freisetzung von Gift-
stoffen noch eine unsichere Konzentration entziindbarer
Dimpfe;

ysicher fur feuergefihrliche Arbeiten” einen Bereich, der alle
folgenden Kriterien erfillt:

a) Es handelt sich um ein sicheres, nicht explosionsfihiges
sowie nachweislich gasfreies Umfeld, in dem Licht-
bogen- und Gasschweiflgerdte, Schneid- und Brenngerite
oder andere Gerite, bei denen offene Flammen zum
Einsatz kommen, verwendet und Erhitzungs-, Trenn-
oder sonstige Arbeiten durchgefithrt werden konnen,
die Funkenflug verursachen;

b) die Kriterien fiir die Sicherheit des Begehens gemaf§
Nummer 18 sind erfiillt;

¢) die herrschenden atmospharischen Bedingungen werden
durch die feuergefihrlichen Arbeiten nicht verdndert;

d) alle angrenzenden Bereiche wurden gesdubert, inertisiert
oder so behandelt, dass Brinde weder entstehen noch
sich ausbreiten konnen;

»Abschlusserklarung® eine Bestitigung des Betreibers der
Abwrackeinrichtung, dass das Schiffsrecycling nach Maf-
gabe dieser Verordnung abgeschlossen ist;

Jnventarbescheinigung” eine schiffsspezifische Bescheini-
gung, die fir Schiffe unter der Flagge eines Mitgliedstaats
ausgestellt wird, die Voraussetzungen nach Artikel 9 erfillt
und um ein Gefahrstoffinventar nach Artikel 5 erginzt
wird;

,Recyclingfahigkeitsbescheinigung” eine schiffsspezifische
Bescheinigung, die nach Artikel 9 Absatz 9 fur Schiffe
unter der Flagge eines Mitgliedstaats ausgestellt wird und
um ein Gefahrstoffinventar nach Artikel 5 Absatz 7 sowie
den zugelassenen Schiffsrecyclingplan nach Artikel 7 er-
ganzt wird;
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23. ,Ubereinstimmungsbescheinigung eine schiffsspezifische Be-
scheinigung, die fiir Schiffe unter der Flagge eines Drittlands
ausgestellt wird und um ein Gefahrstoffinventar nach Ar-
tikel 12 ergdnzt wird;

24. Leergewicht (light displacement tonnes — LDT)* das in
Tonnen angegebene Gewicht eines Schiffes ohne Ladung,
Brennstoff, Schmier6l in den Lagertanks, Ballastwasser,
Frischwasser, Trinkwasser, verbrauchbare Vorrite, Fahrgiste
und Besatzung und ihre Habe; dies ist die Summe des
Gewichts des Rumpfes, der Struktur, der Maschinen, der
Ausriistungen und der Einrichtungen des Schiffes.

(2)  Fur die Zwecke des Artikels 7 Absatz 2 Buchstabe d und
der Artikel 13, 15 und 16 bezeichnet der Ausdruck

a) ,Abfall*, ,gefdhrlicher Abfall*, ,Behandlung” und ,Abfall-
bewirtschaftung” dasselbe wie in Artikel 3 der Richtlinie
2008/98/EG;

b) ,Vor-Ort-Kontrolle® eine Uberpriifung der Abwrackeinrich-
tung zur Bewertung, ob die Zustinde vor Ort mit den in
den einschldgigen Unterlagen angegebenen Zustinden iiber-
einstimmen;

) ,Arbeiter” jede Person, die als Voll- oder Teilzeitkraft im
Rahmen eines Beschiftigungsverhiltnisses Arbeiten ausfiihrt,
einschlieflich Personen, die fiir Auftragnehmer und Unter-
auftragnehmer arbeiten;

d) ,umweltgerechte Behandlung“ das Ergreifen aller praktisch
durchfithrbaren Maflnahmen, die sicherstellen, dass Abfille
und Gefahrstoffe so behandelt werden, dass der Schutz der
menschlichen Gesundheit und der Umwelt vor den nachtei-
ligen Auswirkungen, die solche Stoffe und Abfille haben
konnen, gewdahrleistet ist.

(3)  Fir die Zwecke des Absatzes 1 Nummer 13 kann eine
sachkundige Person auch ein Facharbeiter oder ein leitender
Mitarbeiter sein, soweit dieser fahig ist, berufsbedingte Gefahren,
Risiken und Gefihrdungen von Mitarbeitern durch potenziell
gefdhrliche Stoffe oder unsichere Bedingungen in einer Abwra-
ckeinrichtung zu erkennen und zu bewerten und die Schutz-
mafinahmen und Vorkehrungen anzuweisen, die erforderlich
sind, um diese Gefahren, Risiken oder Gefihrdungen zu besei-
tigen oder zu verringern.

Unbeschadet der Richtlinie 2005/36/EG des Europdischen Par-
laments und des Rates (') kann die zustindige Behorde geeignete
Kriterien fiir die Bezeichnung solcher Personen sowie deren
Aufgabenstellung festlegen.

TITEL II

SCHIFFE

Artikel 4

Gefahrstoffkontrolle

Unbeschadet anderer Anforderungen einschligigen Unions-

rechts, das gegebenenfalls weitere Mafnahmen erfordert, ist

(") Richtlinie 2005/36/EG des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 7. September 2005 iber die Anerkennung von Berufsqualifi-
kationen (ABI. L 255 vom 30.9.2005, S. 22).

der Einbau oder die Verwendung von in Anhang I genannten
Gefahrstoffen auf Schiffen gemifl den Angaben in Anhang I
verboten oder eingeschrinkt.

Artikel 5
Gefahrstoffinventar

(1)  An Bord jedes neuen Schiffes wird ein Gefahrstoffinventar
mitgefiihrt, in dem mindestens die in Anhang II genannten
Gefahrstoffe, die in Struktur oder Ausriistung des Schiffes vor-
handen sind, sowie ihr Standort und die annihernden Mengen
angegeben sind.

(2)  Vorbehaltlich des Artikels 32 Absatz 2 Buchstabe b miis-
sen vorhandene Schiffe — soweit dies durchfiihrbar ist — die
Anforderungen des Absatzes 1 erfiillen.

Schiffe, die zum Recycling verbracht werden, miissen — soweit
dies durchfithrbar ist — ab dem Zeitpunkt der Veroffentlichung
der europdischen Liste der Abwrackeinrichtungen (im Folgenden
,die europiische Liste”) gemaf8 Artikel 16 Absatz 2 die Anfor-
derungen des Absatzes 1 dieses Artikels erfullen.

Vorbehaltlich des Artikels 32 Absatz 2 Buchstabe b werden bei
der Erstellung des Gefahrstoffinventars mindestens die in An-
hang 1 aufgefithrten Gefahrstoffe bezeichnet.

(3)  Das Gefahrstoffinventar

a) ist schiffsspezifisch;

b) dient dem Nachweis, dass das Schiff die Verbote oder Ein-
schrankungen in Bezug auf den Einbau oder die Verwendung
von Gefahrstoffen gemdfl Artikel 4 einhilt;

¢) wird unter Beriicksichtigung der einschligigen IMO-Richt-
linien erstellt;

d) wird entweder von der Verwaltung oder von einer von ihr
ermichtigten anerkannten Organisation tiberpriift.

(4)  Zusitzlich zu Absatz 3 wird fiir vorhandene Schiffe ein
Plan mit den Einzelheiten der Sicht- oder Stichprobenkontrolle
aufgestellt, auf deren Grundlage das Gefahrstoffinventar erstellt
wird, wobei die einschligigen IMO-Richtlinien zu beriicksichti-
gen sind.

(5)  Das Gefahrstoffinventar besteht aus drei Teilen:

a) einer Liste der in den Anhidngen I und II genannten Gefahr-
stoffe im Einklang mit den Bestimmungen der Absitze 1
und 2 dieses Artikels, die in Struktur und Ausriistung des
Schiffes vorhanden sind, mit Angabe des Standorts und der
annihernden Mengen (Teil I);
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b) einer Liste der an Bord befindlichen betriebsbedingt anfallen-
den Abfille (Teil II);

¢) einer Liste der Vorrite, die sich an Bord befinden (Teil III).

(6)  Teil I des Gefahrstoffinventars wird wihrend des gesam-
ten Lebenszyklus des Schiffes ordnungsgemafl gefithrt und ak-
tualisiert, wobei Neueinbauten, die etwaige Gefahrstoffe gemif
Anhang 11 enthalten, sowie relevante Anderungen an Bauaus-
fiihrung und Schiffsausriistung berticksichtigt werden.

(7)  Vor dem Recycling und unter Beriicksichtigung der ein-
schlagigen IMO-Richtlinien wird das Gefahrstoffinventar tiber
die ordnungsgemifle Fithrung und Aktualisierung von Teil I
hinaus um Teil II (betriebsbedingt anfallende Abfille) und Teil
[II (Bordvorrite) erganzt und von der Verwaltung oder von einer
von ihr ermichtigten anerkannten Organisation tiberpriift.

(8)  Die Kommission wird ermichtigt, gemafy Artikel 24 de-
legierte Rechtsakte zur Aktualisierung der Liste der in das Ge-
fahrstoffinventar gemaff den Anhidngen I und II aufzunehmen-
den Stoffe zu erlassen, um sicherzustellen, dass die Listen min-
destens die in den Anhingen I und II des Hongkonger Uber-
einkommens aufgefithrten Stoffe enthalten.

Die Kommission erldsst einen separaten delegierten Rechtsakt
fir jeden Stoff, der in die Anhinge I oder II aufgenommen
oder daraus gestrichen werden soll.

Artikel 6
Allgemeine Anforderungen fiir Schiffseigner

(1) Bei der Vorbereitung zur Ablieferung eines Schiffes zum
Recycling gehen die Schiffseigner wie folgt vor:

a) Sie stellen dem Betreiber der Abwrackeinrichtung alle schiffs-
relevanten Informationen zur Verfugung, die fiir die Aufstel-
lung des Schiffsrecyclingplans gemidfl Artikel 7 festgelegt
sind;

b) sie teilen der zustindigen Verwaltung innerhalb eines von
dieser festzulegenden Zeitraums schriftlich ihre Absicht
mit, das Schiff in einer oder mehreren spezifischen Abwra-
ckeinrichtungen zu recyceln. Diese Mitteilung muss mindes-
tens Folgendes enthalten:

i) das Gefahrstoffinventar und

i) alle gemifl Buchstabe a bereitgestellten schiffsrelevanten
Informationen.

(2)  Schiffseigner stellen sicher, dass zu recycelnde Schiffe

a) nur in Abwrackeinrichtungen recycelt werden, die in der
europdischen Liste aufgefiihrt sind;

b) in dem Zeitraum unmittelbar vor ihrer Ablieferung in die
Abwrackeinrichtung so betrieben werden, dass moglichst we-
nig Frachtriickstinde, Olreste und betriebsbedingte Abfille
an Bord bleiben;

¢) eine von der Verwaltung oder von einer von ihr ermachtig-
ten anerkannten Organisation vor einem etwaigen Recycling
des Schiffs und nach Eingang des gemif§ Artikel 7 Absatz 3
zugelassenen  Schiffsrecyclingplans ausgestellte Recycling-
fahigkeitsbescheinigung mitfiihren.

(3)  Schiffseigner stellen sicher, dass sich Ladetanks und Pum-
penrdume von Tankschiffen bei Ankunft in der Abwrackein-
richtung in einem Zustand befinden, aufgrund dessen unmittel-
bar bescheinigt werden kann, dass die Tanks und Pumpenrdume
ysicher fiir feuergefahrliche Arbeiten® sind.

(4)  Schiffseigner stellen dem Betreiber der Abwrackeinrich-
tung eine Kopie der gemifl Artikel 9 ausgestellten Recycling-
fahigkeitsbescheinigung zur Verfugung.

(5)  Schiffseigner tragen die Verantwortung fur das Schiff und
miissen Vorkehrungen treffen, damit das Schiff bis zu dem
Zeitpunkt, zu dem der Betreiber der Abwrackeinrichtung die
Verantwortung fir das Schiff éibernimmt, die Anforderungen
der Verwaltung des Mitgliedstaats, dessen Flagge das Schiff fiihrt,
erfillt. Der Betreiber der Abwrackeinrichtung kann die An-
nahme des Schiffes zum Zwecke des Recycling ablehnen,
wenn der Zustand des Schiffes nicht im Wesentlichen mit den
Angaben in der Inventarbescheinigung iibereinstimmt; dies gilt
auch, wenn Teil I des Gefahrstoffinventars in Bezug auf Ande-
rungen von Struktur und Ausriistung des Schiffes nicht ord-
nungsgemafl gefithrt und aktualisiert wurde. Unter diesen Um-
stinden behalt der Schiffseigner die Verantwortung fur das
Schiff, und er muss dies der Verwaltung umgehend mitteilen.

Artikel 7
Schiffsrecyclingplan

(1) Bevor ein Schiff recycelt werden kann, ist fur das jewei-
lige Schiff ein Schiffsrecyclingplan aufzustellen. In dem Schiffs-
recyclingplan miissen alle schiffsrelevanten Erwigungen behan-
delt werden, die nicht im Schiffsrecyclingplan der Abwrackein-
richtung erfasst sind oder die besondere Verfahren erfordern.

(2)  Der Schiffsrecyclingplan muss folgende Anforderungen
erfiillen:

a) Er ist vom Betreiber der Abwrackeinrichtung gemifl den
einschligigen Bestimmungen des Hongkonger Ubereinkom-
mens und unter Beriicksichtigung der einschlagigen IMO-
Richtlinien und der fiir das Schiff relevanten Informationen
des Schiffseigners, die dieser gemaf8 Artikel 6 Absatz 1 Buch-
stabe a vorlegt, so aufzustellen, dass sein Inhalt im Einklang
mit den im Gefahrstoffinventar enthaltenen Informationen
steht;

b) er muss klare Angaben dazu enthalten, ob und in welchem
Ausmaf$ etwaige Vorbereitungsarbeiten — wie Vorbehand-
lung, Ermittlung potenzieller Gefahren und Entfernung von
Vorriten — an einem anderen Standort als der im Schiffs-
recyclingplan angegebenen Abwrackeinrichtung stattfinden
werden. In dem Schiffsrecyclingplan sollte der Standort an-
gegeben sein, an den das Schiff fir die Dauer der Recycling-
arbeiten verbracht wird, sowie ein kurz gefasster Plan fiir die
Ankunft und die sichere Uberbringung des zu recycelnden
Schiffes;
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¢) er muss Informationen iiber die Festlegung, Aufrechterhal-
tung und Uberwachung der Bedingungen fiir sicheres Be-
gehen und sicheres feuergefihrliches Arbeiten fiir das spezi-
fische Schiff — unter Beriicksichtigung von Merkmalen wie
seiner Struktur, Bauweise und fritheren Ladung — sowie
andere notwendige Informationen tiber die Durchfithrung
des Schiffsrecyclingplans enthalten;

o
=

er muss Informationen tiber Art und Menge der Gefahrstoffe
und der Abfille enthalten, die beim Recycling des betreffen-
den Schiffes anfallen, einschlieSlich der Stoffe und der Ab-
fille, die im Gefahrstoffinventar aufgefiihrt sind, sowie Infor-
mationen dariiber, wie diese Stoffe und diese Abfille in der
Abwrackeinrichtung und in nachgeschalteten Einrichtungen
behandelt und gelagert werden, und

e) er muss — soweit mehrere Abwrackeinrichtungen in An-
spruch genommen werden sollen — grundsitzlich von jeder
Abwrackeinrichtung getrennt erstellt werden und die Reihen-
folge der Inanspruchnahme dieser Abwrackeinrichtungen so-
wie die zugelassenen Tatigkeiten, die dort jeweils stattfinden
werden, angeben.

(3)  Der Schiffsrecyclingplan muss gegebenenfalls gemafl den
Anforderungen des Staates, in dem die Abwrackeinrichtung an-
sassig ist, stillschweigend oder ausdriicklich von der zustindigen
Behorde zugelassen werden.

Die ausdriickliche Zulassung erfolgt, wenn die zustindige Be-
horde dem Betreiber der Abwrackeinrichtung, dem Schiffseigner
und der Verwaltung eine schriftliche Mitteilung tiber ihre Ent-
scheidung beziiglich des Schiffsrecyclingplans tibermittelt.

Die stillschweigende Zulassung gilt als erfolgt, wenn die zustin-
dige Behorde dem Betreiber der Abwrackeinrichtung, dem
Schiffseigner und der Verwaltung innerhalb einer gegebenenfalls
gemifl den Anforderungen des Staates, in dem die Abwrackein-
richtung ansissig ist, festgesetzten und gemaf$ Artikel 15 Absatz
2 Buchstabe b mitgeteilten Uberpriifungsfrist keine schriftlichen
Einwinde gegen den Schiffsrecyclingplan iibermittelt hat.

(4)  Die Mitgliedstaaten konnen von ihrer Verwaltung verlan-
gen, dass sie der zustindigen Behorde des Staates, in dem die
Abwrackeinrichtung ansissig ist, die vom Schiffseigner gemafS
Artikel 6 Absatz -1 Buchstabe b bereitgestellten Informationen
sowie die folgenden Angaben iibermittelt:

i) das Datum, an dem das Schiff im Staat, dessen Flagge es
fuhrt, registriert wurde;

i) die Schiffsidentifikationsnummer (IMO-Nummer);

iii) die bei Lieferung des neu gebauten Schiffes zugeteilte
Rumpfnummer;

iv) den Namen und den Typ des Schiffes;
v) den Registerhafen;

vi) den Namen und die Anschrift des Schiffseigners und die
Kennnummer des IMO-registrierten Eigners;

vii) den Namen und die Anschrift des Unternehmens;

viii) die Namen aller Klassifikationsgesellschaften, von denen
das Schiff klassifiziert ist;

ix) die wichtigsten Angaben zum Schiff: Lange tiber alles (Liia),
Breite auf Spanten (B), Seitenhohe (H), Leergewicht (LDT),
Brutto- und Nettoraumzahl, Maschinentyp und -leistung.

Artikel 8
Besichtigungen

(1)  Besichtigungen von Schiffen werden von Bediensteten der
Verwaltung oder von einer von ihr ermichtigten anerkannten
Organisation unter Beriicksichtigung der einschligigen IMO-
Richtlinien vorgenommen.

(2)  Sofern sich die Verwaltung fiir die Durchfithrung von
Besichtigungen anerkannter Organisationen gemafs Absatz 1
bedient, ermachtigt sie diese anerkannten Organisationen min-
destens,

— zu verlangen, dass ein von ihnen besichtigtes Schiff dieser
Verordnung entspricht, und

— Besichtigungen durchzufithren, wenn sie von den entspre-
chenden Behorden eines Mitgliedstaats darum ersucht wer-
den.

(3)  Schiffe werden den folgenden Besichtigungen unterzogen:
a) erstmalige Besichtigung,

b) Erneuerungsbesichtigung,

¢) zusitzliche Besichtigung,

d) Schlussbesichtigung.

(4)  Die erstmalige Besichtigung eines neuen Schiffes erfolgt
vor der Indienststellung des Schiffes oder vor der Ausstellung
der Inventarbescheinigung. Die erstmalige Besichtigung eines
vorhandenen Schiffes erfolgt bis zum 31. Dezember 2020. Im
Rahmen der Besichtigung wird tiberpriift, ob Teil I des Gefahr-
stoffinventars den Anforderungen dieser Verordnung entspricht.

(5)  Die Erneuerungsbesichtigung wird in von der Verwaltung
vorgegebenen Zeitabstinden, spdtestens alle fiinf Jahre durch-
gefihrt. Im Rahmen der Erneuerungsbesichtigung wird iiber-
priift, ob Teil T des Gefahrstoffinventars den Anforderungen
dieser Verordnung entspricht.

(6)  Auf Antrag des Schiffseigners, wird im Anschluss an eine
Anderung, den Ersatz oder die wesentliche Instandsetzung der
Bauausfithrung, der Ausriistung, der Systeme, der Einrichtungen,
der Vorrichtungen und Materialien, die Auswirkungen auf das
Gefahrstoffinventar hat, je nach den Umstinden eine umfas-
sende oder teilweise zusdtzliche Besichtigung durchgefiihrt.
Diese Besichtigung muss die Gewihr dafiir bieten, dass die An-
derung, der Ersatz oder die wesentliche Instandsetzung so
durchgefiihrt worden ist, dass das Schiff die Anforderungen
dieser Verordnung weiterhin erfiillt, und dass Teil I des Gefahr-
stoffinventars erforderlichenfalls angepasst wird.
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(7)  Die Schlussbesichtigung erfolgt vor der Auflerdienststel-
lung des Schiffes und bevor die Abwrackarbeiten beginnen.

Bei dieser Besichtigung wird tiberpriift, ob

a) das Gefahrstoffinventar den Anforderungen des Artikels 5
entspricht;

b) der Schiffsrecyclingplan die Angaben im Gefahrstoffinventar
gebithrend berticksichtigt und den Anforderungen des Arti-
kels 7 entspricht;

¢) die Abwrackeinrichtung, in der das Schiff recycelt werden
soll, in der europdischen Liste aufgefiihrt ist.

(8)  Fir vorhandene Schiffe, die zum Recycling bestimmt
sind, konnen die erstmalige und die Schlussbesichtigung zum
selben Zeitpunkt durchgefithrt werden.

Artikel 9
Ausstellung von Bescheinigungen und Sichtvermerke

(1) Nach dem erfolgreichen Abschluss einer erstmaligen-
oder einer Erneuerungsbesichtigung stellt die Verwaltung oder
eine von ihr erméchtigte anerkannte Organisation eine Inventar-
bescheinigung aus. Diese Bescheinigung wird um Teil I des in
Artikel 5 Absatz 5 Buchstabe a genannten Gefahrstoftinventars
erganzt.

Werden die erstmalige- und die Schlussbesichtigung gemafd Ar-
tikel 8 Absatz 8 zum selben Zeitpunkt durchgefithrt, so wird
lediglich eine Recyclingfihigkeitsbescheinigung gemaff Absatz 9
dieses Artikels ausgestellt.

Die Kommission erldsst Durchfithrungsrechtsakte zur Festlegung
des Musters der Inventarbescheinigung, um sicherzustellen, dass
sie. Anhang 3 des Hongkonger Ubereinkommens entspricht.
Diese Durchfithrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren
gemafd Artikel 25 der vorliegenden Verordnung erlassen.

(2)  Eine Inventarbescheinigung wird nach dem erfolgreichen
Abschluss einer gemafl Artikel 8 Absatz 6 durchgefithrten zu-
sdtzlichen Besichtigung auf Antrag des Schiffseigners entweder
von der Verwaltung oder von einer von ihr ermichtigten an-
erkannten Organisation mit einem Sichtvermerk besttigt.

(3)  Vorbehaltlich des Absatzes 4 stellt die Verwaltung oder
die von ihr ermichtigte anerkannte Organisation bei erfolgrei-
chem Abschluss der Erneuerungsbesichtigung eine Inventar-
bescheinigung aus bzw. bestitigt diese gegebenenfalls mit einem
Sichtvermerk, und zwar

a) innerhalb eines Zeitraums von drei Monaten vor Ablauf der
bestehenden Inventarbescheinigung, wobei die neue Beschei-
nigung ab dem Tag des Abschlusses der Erneuerungsbesich-
tigung und fiir hochstens funf Jahre nach dem Zeitpunkt des
Ablaufs der bestehenden Bescheinigung gilt;

b) nach Ablauf der bestehenden Inventarbescheinigung, wobei
die neue Bescheinigung ab dem Tag des Abschlusses der
Erneuerungsbesichtigung und fiir hochstens fiinf Jahre nach
dem Zeitpunkt des Ablaufs der bestechenden Bescheinigung
gilt;

¢) mehr als drei Monate vor Ablauf der bestehenden Inventar-
bescheinigung, wobei die neue Bescheinigung ab dem Tag
des Abschlusses der Erneuerungsbesichtigung und fiir hochs-
tens fiinf Jahre nach dem Zeitpunkt des Abschlusses der
Erneuerungsbesichtigung gilt.

(4)  Wurde eine Erneuerungsbesichtigung erfolgreich abge-
schlossen und kann eine neue Inventarbescheinigung nicht vor
Ablauf der bestehenden Bescheinigung ausgestellt oder an Bord
gebracht werden, so bestitigt die Verwaltung oder die von ihr
zugelassene anerkannte Organisation die bestehende Bescheini-
gung und eine solche Bescheinigung wird fiir einen weiteren
Zeitraum von hochstens fiinf Monaten ab dem Zeitpunkt des
Ablaufs als giiltig anerkannt.

(50 Wurde eine Inventarbescheinigung fiir einen Zeitraum
von weniger als fiinf Jahren ausgestellt, so kann die Verwaltung
oder die von ihr ermachtigte anerkannte Organisation die Gel-
tungsdauer der bestehenden Bescheinigung um einen weiteren
Zeitraum verldngern, der funf Jahre nicht uiberschreitet.

(6)  Unter von der Verwaltung bestimmten besonderen Um-
stinden muss eine neue Inventarbescheinigung nicht ab dem
Zeitpunkt des Ablaufs der bestehenden Bescheinigung datiert
sein, wie dies in Absatz 3 Buchstaben a und b und in den
Absitzen 7 und 8 gefordert wird. Unter diesen besonderen
Umstinden betrigt die Geltungsdauer der neuen Bescheinigung
hochstens fiinf Jahre ab dem Zeitpunkt des Abschlusses der
Erneuerungsbesichtigung.

(7)  Befindet sich ein Schiff bei Ablauf der Inventarbescheini-
gung nicht in dem Hafen oder an dem Ankerplatz, in bzw. an
dem die Besichtigung stattfinden soll, so kann die Verwaltung
— sofern dies angebracht ist — die Geltungsdauer der Inventar-
bescheinigung um hochstens drei Monate verldngern, damit das
Schiff seine Fahrt zu dem Hafen, in dem die Besichtigung statt-
finden soll, beenden kann. Eine Verlangerung wird nur unter der
Bedingung gewihrt, dass die Besichtigung in diesem Hafen abge-
schlossen wird, bevor das Schiff den Hafen verldsst. Ein Schiff,
fur das eine Verlingerung gewiahrt wurde, darf nach der An-
kunft in dem Hafen, in dem die Besichtigung stattfinden soll,
diesen Hafen nicht ohne eine neue Bescheinigung verlassen. Ist
die Erneuerungsbesichtigung abgeschlossen, so betrigt die Gel-
tungsdauer der neuen Inventarbescheinigung hochstens fiinf
Jahre ab dem Ablauf der Geltungsdauer der bisherigen Beschei-
nigung vor Gewihrung der Verlingerung.

(8)  Die Verwaltung kann eine Inventarbescheinigung fiir ein
auf kurzer Fahrt befindliches Schiff, die nicht gemidfl den in
Absatz 7 genannten Bedingungen verlingert wurde, fiir eine
Toleranzzeit von bis zu einem Monat nach Ablauf der Beschei-
nigung verldngern. Ist die Erneuerungsbesichtigung abgeschlos-
sen, so gilt die neue Inventarbescheinigung fiir einen Zeitraum,
der nicht linger als fiinf Jahre sein darf nach Ablauf der Gel-
tungsdauer der bisherigen Bescheinigung vor Gewihrung der
Verlangerung.
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(9)  Nach erfolgreichem Abschluss einer Schlussbesichtigung
gemdfd Artikel 8 Absatz 7 stellt die Verwaltung oder eine von
ihr ermdchtigte anerkannte Organisation eine Recyclingfahig-
keitsbescheinigung aus. Diese Bescheinigung wird um das Ge-
fahrstoffinventar und den Schiffsrecyclingplan erginzt.

Die Kommission erldsst Durchfithrungsrechtsakte zur Festlegung
des Musters der Recyclingfahigkeitsbescheinigung, um sicher-
zustellen, dass sie Anhang 4 des Hongkonger Ubereinkommens
entspricht. Diese Durchfiithrungsrechtsakte werden nach dem
Priifverfahren gemafl Artikel 25 der vorliegenden Verordnung
erlassen. Eine im Anschluss an eine Schlussbesichtigung gemif
dem ersten Unterabsatz dieses Absatzes ausgestellte Recycling-
fahigkeitsbescheinigung wird von den anderen Mitgliedstaaten
anerkannt und fiir die Zwecke dieser Verordnung als ebenso
giiltig angesehen wie von ihnen ausgestellte Recyclingfihigkeits-
bescheinigung.

Artikel 10
Geltungsdauer und Giiltigkeit von Bescheinigungen

(1) Vorbehaltlich des Artikels 9 wird eine Inventarbescheini-
gung fiir einen von der Verwaltung festgesetzten Zeitraum aus-
gestellt, der fiinf Jahre nicht tiberschreiten darf.

(2)  Eine gemdf Artikel 9 ausgestellte oder mit Sichtvermerk
versehene Inventarbescheinigung verliert in jedem der folgenden
Fille ihre Giltigkeit:

a) wenn der Zustand des Schiffes nicht im Wesentlichen mit
den Angaben in der Bescheinigung tibereinstimmt, ein-
schliefSlich in Fillen, in denen Teil I des Gefahrstoffinventars
unter Beriicksichtigung der einschligigen IMO-Richtlinien
nicht ordnungsgemif gefithrt und aktualisiert wurde, um
Anderungen der Bauausfithrung und Ausriistung Rechnung
zZu tragen;

b) wenn die Erneuerungsbesichtigung nicht in den in Artikel 8
Absatz 5 angegebenen Zeitabstinden abgeschlossen ist.

(3)  Eine Recyclingfdhigkeitsbescheinigung wird von der Ver-
waltung oder von einer von ihr erméchtigten anerkannten Or-
ganisation fiir eine Laufzeit von hochstens drei Monaten aus-
gestellt.

(4)  Eine gemdf Artikel 9 Absatz 9 ausgestellte Recycling-
fahigkeitsbescheinigung verliert ihre Giiltigkeit, wenn der Zu-
stand des Schiffes nicht im Wesentlichen mit den Angaben in
der Inventarbescheinigung tibereinstimmt.

(5)  Abweichend von Absatz 3 kann die Giiltigkeitsdauer der
Recyclingfahigkeitsbescheinigung von der Verwaltung oder von
einer von ihr ermichtigten anerkannten Organisation aus-
schlieflich fur die Hinfahrt zur Abwrackeinrichtung verldngert
werden.

Artikel 11

Hafenstaatkontrolle

(1)  Die Mitgliedstaaten wenden im Einklang mit ihrem na-
tionalen Recht unter Beriicksichtigung der Richtlinie
2009/16/EG Kontrollbestimmungen fiir Schiffe an. Vorbehalt-
lich Absatz 2 sind derartige Uberpriifungen auf die Uberpriifung

beschrinkt, ob an Bord entweder eine Inventarbescheinigung
oder eine Recyclingfihigkeitsbescheinigung mitgefihrt wird,
die als ausreichend gilt, sofern sie giiltig ist.

(2)  Eine eingehende Uberpriifung kann von der zustindigen
Behorde, die die Hafenkontrolltitigkeiten durchfiihrt, unter Be-
riicksichtigung der einschligigen IMO- Richtlinien durchgefiihrt
werden, sofern ein Schiff keine giiltige Bescheinigung mitfiihrt
oder berechtigter Grund zur Annahme besteht, dass

a) der Zustand des Schiffes oder seiner Ausriistung nicht im
Wesentlichen den Angaben in der Bescheinigung und/oder
in Teil I des Gefahrstoffinventars entspricht oder

b) an Bord des Schiffes kein Verfahren zur Fithrung des Teils 1
des Gefahrstoffinventars angewandt wird.

(3)  Ein Schiff kann unbeschadet des Artikels 9 verwarnt,
festgehalten, von den Hifen oder Offshore-Terminals unter
der Rechtshoheit jenes Mitgliedstaats abgewiesen oder aus-
geschlossen werden, falls es den zustindigen Behorden nicht
auf deren Ersuchen eine Kopie der Inventarbescheinigung bzw.
der Recyclingfihigkeitsbescheinigung vorlegt. Ein Mitgliedstaat,
der eine derartige Mafinahme trifft, unterrichtet unverziiglich die
betroffene Verwaltung. Wird das Gefahrstoffinventar nicht ak-
tualisiert, so stellt dies keinen das Festhalten rechtfertigenden
Mangel dar, aber simtliche Fehler im Gefahrstoffinventar sind
der betroffenen Verwaltung zu melden und bis zur nichsten
Besichtigung zu beseitigen.

(4)  Der Zugang zu einem bestimmten Hafen oder Ankerplatz
kann in Fillen hoherer Gewalt, aus vorrangigen Sicherheitserwa-
gungen, zur Verringerung oder Minimierung des Verschmut-
zungsrisikos oder zur Beseitigung von Mingeln von der zustin-
digen Behorde eines Mitgliedstaats gestattet werden, sofern der
Eigentiimer, der Betreiber oder der Kapitin des Schiffes der
zustindigen Behorde des betreffenden Mitgliedstaats nachweist,
dass er angemessene Mafinahmen getroffen hat, um ein sicheres
Einlaufen zu gewdahrleisten.

Artikel 12

Anforderungen an Schiffe, die die Flagge eines Drittstaats
fithren

(1)  Vorbehaltlich des Artikels 32 Absatz 2 Buchstabe b, muss
ein Schiff, das die Flagge eines Drittstaats fithrt und einen Hafen
oder Ankerplatz in den Hoheitsgewissern eines Mitgliedstaats
anlaufen will, ein Gefahrstoffinventar an Bord mitfithren, das
Artikel 5 Absatz 2 entspricht.

Unbeschadet des Unterabsatzes 1 kann der Zugang zu einem
bestimmten Hafen oder Ankerplatz in Fillen hoherer Gewalt,
aus vorrangigen Sicherheitserwdgungen, zur Verringerung oder
Minimierung des Verschmutzungsrisikos oder zur Beseitigung
von Mingeln von der zustindigen Behorde eines Mitgliedstaats
gestattet werden, sofern der Eigentiimer, der Betreiber oder der
Kapitdn des Schiffes der zustindigen Behorde des betreffenden
Mitgliedstaats nachweist, dass er angemessene Malnahmen ge-
troffen hat, um ein sicheres Einlaufen zu gewahrleisten.
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(2)  Der Einbau der in Anhang I aufgefithrten Gefahrstoffe auf
Schiffen, die die Flagge eines Drittstaats fithren und sich in
einem Hafen eines Mitgliedstaats oder an einem Ankerplatz in
seinen Hoheitsgewdssern befinden, ist nach Maflgabe des An-
hangs 1 verboten oder eingeschrinkt.

Die Verwendung der in Anhang I aufgefiihrten Gefahrstoffe auf
Schiffen, die die Flagge eines Drittstaats fithren und sich in
einem Hafen eines Mitgliedstaats oder an einem Ankerplatz in
seinen Hoheitsgewdssern befinden, ist nach Maflgabe des An-
hangs I verboten oder eingeschrinkt, unbeschadet der fur die
betreffenden Stoffe nach Volkerrecht geltenden Ausnahmen und
Ubergangsregelungen.

(3)  Das Gefahrstoffinventar muss schiffsspezifisch sein, unter
Beriicksichtigung der einschligigen IMO-Richtlinien erstellt wer-
den und der Klarstellung dienen, dass das Schiff den Anforde-
rungen des Absatzes 2 dieses Artikels entspricht. Bei der Erstel-
lung des Gefahrstoffinventars werden mindestens die in Anhang
[ aufgefithrten Gefahrstoffe angegeben. Fiir Schiffe, die die
Flagge eines Drittstaats fithren, wird ein Plan mit den Einzel-
heiten der Sicht-/Stichprobenkontrolle aufgestellt, auf deren
Grundlage das Gefahrstoffinventar unter Beriicksichtigung der
einschligigen IMO-Richtlinien erstellt wird.

(4)  Unter Beriicksichtigung der fiir die betreffenden Stoffe
nach Volkerrecht geltenden Ausnahmen und Ubergangsregelun-
gen ist das Gefahrstoffinventar wihrend des gesamten Lebens-
zyklus des Schiffes ordnungsgemafl zu fithren und zu aktuali-
sieren, wobei Neueinbauten, die einen der in Anhang II auf-
gefithrten Schadstoffe enthalten, und Anderungen der Bauaus-
fithrung und Ausriistung festzuhalten sind.

(5)  Ein Schiff, das die Flagge eines Drittstaats fithrt, kann
verwarnt, festgehalten, von den Hifen oder Offshore-Terminals
unter der Rechtshoheit eines Mitgliedstaats abgewiesen oder aus-
geschlossen werden, falls es den zustindigen Behorden jenes
Mitgliedstaats auf deren Ersuchen nicht eine Kopie der Uber-
einstimmungsbescheinigung mit den Absitzen 6 und 7 gegebe-
nenfalls zusammen mit dem Gefahrstoffinventar vorlegt. Ein
Mitgliedstaat, der eine derartige Mafnahme trifft, unterrichtet
unverziiglich die zustindigen Behorden des Drittlandes, dessen
Flagge das betreffende Schiff fithrt. Wird das Gefahrstoffinventar
nicht aktualisiert, so stellt dies keinen das Festhalten rechtfer-
tigenden Mangel dar, aber simtliche Fehler im Gefahrstoffinven-
tar sind den zustindigen Behorden des Drittlandes, dessen
Flagge das Schiff fiihrt, zu melden.

(6)  Die Ubereinstimmungsbescheinigung wird nach der Uber-
prifung des Gefahrstoffinventars von den zustidndigen Behorden
des Drittlands, dessen Flagge das Schiff fuhrt, oder einer von
diesen ermichtigten Organisation gemafS den nationalen Anfor-
derungen ausgestellt. Die Ubereinstimmungsbescheinigung kann
auf der Grundlage des Anhangs 3 des Hongkonger Ubereinkom-
mens gestaltet werden.

(7)  Die Ubereinstimmungsbescheinigung und das Gefahrstof-
finventar sind in einer Amtssprache der ausstellenden zustindi-
gen Behorden des Drittlandes, dessen Flagge das Schiff fiihrt,
abzufassen und, soweit in diesem Staat weder Englisch noch
Franzosisch noch Spanisch verwendet wird, in eine dieser Spra-
chen zu tibersetzen.

(8)  Vorbehaltlich des Artikels 32 Absatz 2 Buchstabe b muss
ein Schiff, das die Flagge eines Drittstaats fithrt und dessen
Registrierung unter der Flagge eines Mitgliedstaats beantragt
wird, sicherstellen, dass ein Gefahrstoffinventar gemaf Artikel 5
Absatz 2 an Bord mitgefithrt oder innerhalb von sechs Monaten
nach der Registrierung unter der Flagge dieses Mitgliedstaats
oder im Zuge einer der folgenden Uberpriifungen gemif Arti-
kel 8 Absatz 3 erstellt wird, wobei der jeweils fritheste Zeit-
punkt zugrunde gelegt wird.

TITEL III
ABWRACKEINRICHTUNGEN
Artikel 13

Anforderungen an Abwrackeinrichtungen, die in die
europdische Liste aufgenommen werden

(1)  Um in die europdische Liste aufgenommen zu werden,
muss eine Abwrackeinrichtung im Einklang mit den einschldgi-
gen Bestimmungen des Hongkonger Ubereinkommens und un-
ter Beriicksichtigung der einschldgigen Richtlinien der IMO, der
ILO, des Basler Ubereinkommens und des Stockholmer Uber-
einkommens iiber persistente organische Schadstoffe sowie an-
derer internationaler Richtlinien folgende Anforderungen erfiil-
len:

a) Sie wurde von ihren zustindigen Behorden zur Ausiibung
ihrer Schiffsrecyclingtatigkeit zugelassen;

b) sie wurde auf sichere und umweltschonende Weise entwor-
fen und gebaut und wird auf sichere und umweltschonende
Weise betrieben;

¢) sie wibt ihre Titigkeit in baulichen Anlagen aus;

d) sie wendet Bewirtschaftungs- und Uberwachungssysteme,
Verfahren und Techniken an, die Folgendes vermeiden, min-
dern, minimieren und — soweit praktisch moglich — elimi-
nieren sollen:

i) Risiken fiir die Gesundheit der Werftarbeiter und der in
unmittelbarer Nahe der Einrichtung lebenden Bevolke-
rung und

i) nachteilige Auswirkungen des Schiffsrecyclings auf die
Umwelt;

e) sie erstellt einen Schiffsrecyclingplan;
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f) sie vermeidet nachteilige Auswirkungen auf die menschliche
Gesundheit und die Umwelt, wobei auch nachgewiesen wird,
dass etwaige Leckagen, insbesondere in Gezeitenzonen, unter
Kontrolle gebracht werden;

sie gewdahrleistet eine sichere und umweltgerechte Behand-
lung und Lagerung von Gefahrstoffen und Abfillen, was
Folgendes einschliefSt:

i)
=

i) Sicherung der an Bord befindlichen Gefahrstoffe wahrend
des gesamten Schiffsrecyclingprozesses, um jegliche Frei-
setzung dieser Gefahrstoffe in die Umwelt zu verhindern,
sowie Handhabung der Gefahrstoffe und der beim Vor-
gang des Schiffsrecyclings anfallenden Abfille ausschlief3-
lich auf undurchléssigen Boden mit einwandfrei funktio-
nierenden Ableitungssystemen;

ii) Aufzeichnen aller bei der Tatigkeit des Schiffsrecyclings
anfallenden Abfille nach Art und Menge und dass die
Verbringung ausschlieSlich in Abfallbehandlungseinrich-
tungen — einschlieflich Abfallrecyclingeinrichtungen —
zugefiihrt werden, die zu ihrer gesundheitlich unbedenk-
lichen und umweltgerechten Behandlung zugelassen sind;

=

sie erstellt und pflegt einen Notfallbereitschafts- und Hilfs-
plan; ferner gewdhrleistet sie den raschen Zugang der Not-
fallausriistungen wie Brandloschgerdte und Loschfahrzeuge,
Rettungswagen und Krane zum Schiff und zu allen Bereichen
der Abwrackeinrichtung;

i) sie gewdhrleistet die Sicherheit und Ausbildung ihrer Arbei-
ter, einschlieflich des Tragens geeigneter Schutzausriistung
bei Arbeiten, bei denen dies erforderlich ist;

j) sie fithrt Aufzeichnungen tber Vorfille, Unfille, berufs-
bedingte Krankheiten und chronische Leiden und meldet
den zustindigen Behorden, soweit diese dies verlangen, alle
Vorfille, Unfille, berufsbedingten Krankheiten und chro-
nischen Leiden, die die Sicherheit und Gesundheit der Arbei-
ter und die Umwelt beeintrichtigen oder beeintrichtigen
konnen;

k) sie stimmt zu, die Anforderungen des Absatzes 2 einzuhal-
ten.

(2)  Der Betreiber einer Abwrackeinrichtung muss

a) dem Schiffseigner und der Verwaltung oder einer von ihr
anerkannten Organisation den Schiffsrecyclingplan tibermit-
teln, sobald dieser nach Artikel 7 Absatz 3 zugelassen wor-
den ist;

b) der Verwaltung melden, dass die Abwrackeinrichtung in je-
der Hinsicht bereit ist, mit dem Schiffsrecycling zu beginnen;

¢) nach Abschluss des vollstindigen oder teilweisen Schiffs-
recyclings nach dieser Verordnung der Verwaltung, die die
Recyclingfihigkeitsbescheinigung fiir das Schiff ausgestellt
hat, innerhalb von 14 Tagen ab dem vollstindigen oder
teilweisen Recycling gemidf dem Schiffsrecyclingplan eine
Abschlusserklarung  iibermitteln. Die Abschlusserklarung

enthalt einen Bericht iiber etwaige Zwischenfille und Unfille,
die die menschliche Gesundheit und/oder die Umwelt scha-
digen.

(3) Die Kommission erldsst Durchfihrungsrechtsakte zur
Festlegung des Musters fiir Folgendes:

a) den gemdfs Absatz 2 Buchstabe b dieses Artikels vorgeschrie-
benen Bericht, um sicherzustellen, dass dieser mit Anhang 6
des Hongkonger Ubereinkommens vereinbar ist, und

b) die gemaff Absatz 2 Buchstabe c dieses Artikels vorgeschrie-
benen Meldung, um sicherzustellen, dass diese mit Anhang 7
des Hongkonger Ubereinkommens vereinbar ist.

Diese Durchfithrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren
gemifl Artikel 25 dieser Verordnung erlassen.

Artikel 14

Zulassung von in einem Mitgliedstaat ansissigen
Abwrackeinrichtungen

(1)  Unbeschadet der sonstigen einschldgigen Bestimmungen
des Unionsrechts lassen die zustindigen Behérden in ihrem
Hoheitsgebiet ansdssige Abwrackeinrichtungen zu, die die An-
forderungen gemafs Artikel 13 fiir das Schiffsrecycling erfiillen.
Diese Zulassung kann den jeweiligen Einrichtungen fiir die
Dauer von hochstens fiinf Jahren erteilt und entsprechend er-
neuert werden.

Sofern die Anforderungen dieser Verordnung eingehalten wer-
den, konnen Genehmigungen, die auf der Grundlage anderer
einschlagiger nationaler Rechtsvorschriften oder anderer Bestim-
mungen des Unionsrechts erteilt wurden, mit der gemifl dem
vorliegenden Artikel erforderlichen Zulassung zu einer einzigen
Genehmigung zusammengefasst werden, wenn dadurch unno-
tige Doppelangaben und Doppelarbeit seitens des Betreibers der
Abwrackeinrichtung oder des Schiffsrecyclingunternehmens
oder der zustindigen Behorde vermieden werden. In diesen
Fillen kann die Zulassung im Einklang mit der oben aufgefiihr-
ten Genehmigungsregelung verlidngert werden, jedoch nur bis zu
einem Zeitraum von insgesamt fiinf Jahren.

(2)  Die Mitgliedstaaten erstellen und aktualisieren eine Liste
der Abwrackeinrichtungen, die sie gemédfl Absatz 1 zugelassen
haben.

(3) Die Liste gemadf8 Absatz 2 wird der Kommission unver-
ztiglich, spatestens jedoch bis zum 31. Marz 2015 iibermittelt.

(4)  Erfillt eine Abwrackeinrichtung die Anforderungen des
Artikels 13 nicht mehr, so setzt der Mitgliedstaat, in der die
Abwrackeinrichtung ansissig ist, die Zulassung dieser Abwra-
ckeinrichtung aus oder entzieht sie oder verlangt vom Schiffs-
recyclingunternehmen  Abhilfemafinahmen und teilt dies der
Kommission unverziiglich mit.

(5)  Wurde eine Abwrackeinrichtung gemifl Absatz 1 zuge-
lassen, so teilt der betreffende Mitgliedstaat dies der Kommission
unverziiglich mit.
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Artikel 15
In einem Drittstaat ansissige Abwrackeinrichtungen

(1)  Ein Schiffsrecyclingunternehmen, das Eigentiimer einer in
einem Drittstaat ansissigen Abwrackeinrichtung ist und be-
absichtigt, Schiffe, die unter der Flagge eines Mitgliedstaats fah-
ren, zu recyceln, beantragt bei der Kommission die Aufnahme
dieser Abwrackeinrichtung in die europdische Liste.

(2) Dem Antrag gemdff Absatz 1 muss der Nachweis beilie-
gen, dass die betreffende Abwrackeinrichtung die Anforderun-
gen des Artikels 13 erfillt, damit das Schiffsrecycling durch-
gefihrt werden und die Aufnahme in die europiische Liste
nach Artikel 16 erfolgen kann.

Dazu muss das Schiffsrecyclingunternehmen insbesondere fol-
gende Anforderungen erfiillen:

a) Es bezeichnet die Genehmigung, Lizenz oder Zulassung zur
Durchfithrung von Schiffsrecycling, die ihr von den zustin-
digen Behorden erteilt wurde, sowie gegebenenfalls die Ge-
nehmigung, Lizenz oder Zulassung, die simtlichen am Vor-
gang des Schiffsrecyclings unmittelbar beteiligten Auftrag-
nehmern und Unterauftragnehmern von den zustindigen
Behorden erteilt wurde, und gibt alle in Artikel 16 Absatz
2 aufgefithrten Informationen an;

b) es gibt an, ob der Schiffsrecyclingplan von der zustindigen
Behorde gegebenenfalls gemifl den nationalen Anforderun-
gen stillschweigend oder ausdriicklich — bei der stillschwei-
genden Zulassung unter Angabe der Uberpriifungsfrist —
zugelassen wird;

¢) es bestitigt, dass es ein Schiff, das die Flagge eines Mitglied-
staats fihrt, nur im Einklang mit dieser Verordnung zum
Recycling annehmen wird;

d) es weist nach, dass es in der Lage ist, Kriterien fiir sicheres
feuergefahrliches Arbeiten und sicheres Begehen wihrend des
gesamten Vorgangs des Schiffsrecyclings aufzustellen, auf-
rechtzuerhalten und zu tiberwachen;

e) es legt einen Grundriss der Abwrackeinrichtung bei, auf dem
die Orte der einzelnen Schiffsrecyclingvorginge eingezeich-
net sind;

f) es teilt fur jeden Gefahrstoff gemaff Anhang I und fiir weitere
Gefahrstoffe, die sich in der Schiffsstruktur finden konnten,
Folgendes mit:

i) die Angabe, ob die Abwrackeinrichtung fiir die Entfer-
nung des Gefahrstoffes zugelassen ist. Ist sie zugelassen,
ist das mit der Gefahrstoffentfernung betraute einschla-
gige Personal zu benennen und seine Befihigung nach-
zuweisen,;

ii) die Angabe, welches Abfallbehandlungsverfahren inner-
halb oder auferhalb der Abwrackeinrichtung (z. B. Ver-
brennung, Deponierung, oder andere Abfallbehandlungs-
methoden) angewendet wird, ferner Name und Anschrift
der Abfallbehandlungsanlage — falls diese nicht dieselbe
ist wie die Abwrackeinrichtung — und Belege dafiir, dass

das angewandte Verfahren nachweislich ohne Gefdhrdung
der menschlichen Gesundheit und umweltgerecht durch-
gefithrt wird;

g) es bestitigt, dass das Unternehmen einen Schiffsrecyclingplan
unter Beriicksichtigung der einschligigen IMO-Richtlinien
aufgestellt hat;

h) es iibermittelt die zur Identifizierung der Abwrackeinrichtung
erforderlichen Angaben.

(3)  Die Kommission wird ermichtigt, Durchfithrungsrechts-
akte zur Festlegung des Musters der zur Identifizierung der
Abwrackeinrichtung erforderlichen Angaben zu erlassen. Diese
Durchfithrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren ge-
mifl Artikel 25 erlassen.

(40 Um in die europdische Liste aufgenommen zu werden,
muss die Einhaltung der Anforderungen des Artikels 13 durch
in Drittlindern ansissige Abwrackeinrichtungen im Anschluss
an eine Vor-Ort-Kontrolle durch einen unabhingigen Priifer
mit angemessener Befihigung zertifiziert werden. Die Zertifizie-
rung ist vom Schiffsrecyclingunternehmen der Kommission bei
der Stellung des Antrags auf Aufnahme in die europiische Liste
und danach alle fiinf Jahre bei der Erneuerung der Aufnahme in
die europdische Liste vorzulegen. Die Erstaufnahme in die Liste
und die erneuerte Aufnahme werden durch eine Halbzeitiiber-
prifung zur Bestdtigung der Einhaltung der Anforderungen des
Artikels 13 ergdnzt.

Mit dem Antrag auf Aufnahme in die europdische Liste willigen
die Schiffsrecyclingunternehmen darin ein, dass sie vor oder
nach ihrer Aufnahme in die Liste einer Vor-Ort-Kontrolle durch
die Kommission oder durch in deren Namen handelnde Beauf-
tragte unterzogen werden konnen, damit iberpriift werden
kann, ob die Anforderungen des Artikels 13 erfullt sind. Der
unabhingige Priifer, die Kommission oder die in ihrem Namen
handelnden Beauftragten arbeiten im Hinblick auf die Durch-
fihrung der Vor-Ort-Kontrollen mit den zustindigen Behorden
des Drittlands zusammen, in dessen Hoheitsgebiet die Abwra-
ckeinrichtung ansissig ist.

Die Kommission kann Vermerke mit technischen Leitlinien he-
rausgeben, um die Zertifizierung zu erleichtern.

(5)  Fiir die Zwecke des Artikels 13 kann bei dem betreffen-
den Abfallverwertungs- oder -beseitigungsverfahren von einer
umweltgerechten Behandlung nur ausgegangen werden, wenn
das Schiffsrecyclingunternehmen nachweisen kann, dass die
den Abfall ibernehmende Abfallbehandlungsanlage nach Ge-
sundheits- und Umweltschutzstandards betrieben wird, die weit-
gehend den einschldgigen internationalen und Unionsstandards
entsprechen.

(6)  Das Schiffsrecyclingunternehmen muss bei Anderungen
der der Kommission iibermittelten Angaben unverziiglich aktua-
lisierte Belege beibringen und in jedem Fall drei Monate vor
Ablauf jedes Fiinfjahreszeitraums, wahrend dessen es in die eu-
ropdische Liste eingetragen ist, eine Erklarung dariiber abgeben,
dass
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a) die vorgelegten Belege vollstindig und aktuell sind;

b) die Abwrackeinrichtung weiterhin die Anforderungen des
Artikels 13 erfiillt und diese auch kiinftig erfiillen wird.

Artikel 16
Aufstellung und Aktualisierung der europiischen Liste

(1) Die Kommission erldsst Durchfihrungsrechtsakte zur
Aufstellung einer europaischen Liste von Abwrackeinrichtungen,
die

a) in der Union ansissig sind und von den Mitgliedstaaten
gemifl Artikel 14 Absatz 3 notifiziert wurden;

b) in einem Drittland ansissig sind und deren Aufnahme ge-
mifl Artikel 15 auf der Grundlage einer Bewertung der bei-
gebrachten oder eingeholten Informationen und Belege
erfolgt.

Diese Durchfithrungsrechtsakte werden nach dem Priifverfahren
gemdfd Artikel 25 erlassen.

(2)  Die europdische Liste wird bis zum 31. Dezember 2016
im Amtsblatt der Europdischen Union und auf der Website der
Kommission veroffentlicht. Sie wird in zwei Unterlisten fur Ab-
wrackeinrichtungen, die in einem Mitgliedstaat ansissig sind,
und fiir solche, die in einem Drittstaat ansissig sind, unterteilt.

Die europdische Liste umfasst simtliche folgenden Informatio-
nen iiber die Abwrackeinrichtung:

a) Recycling-Methode,
b) Art und Grofle der Schiffe, die recycelt werden konnen,

¢) Einschrinkungen und Bedingungen, unter denen die Abwra-
ckeinrichtung arbeitet, einschlieflich Einschrinkungen und
Bedingungen beziiglich der Behandlung von gefdhrlichen Ab-
fllen,

d) Einzelheiten zu dem ausdriicklichen oder stillschweigenden
Verfahren zur Zulassung des Schiffsrecyclingplans gemafs
Artikel 7 Absatz 3,

e) die jahrliche Schiffsrecyclinghochstkapazitit.
(3)  Die europdische Liste enthilt die Angabe des Zeitpunkts
der Aufnahme der Abwrackeinrichtung. Die Aufnahme gilt fir

hochstens fiinf Jahre; der Eintrag kann erneuert werden.

(4)  Die Kommission erldsst Durchfithrungsrechtsakte zur re-
gelmafiigen Aktualisierung der europiischen Liste, um

a) eine Abwrackeinrichtung in die europdische Liste aufzuneh-
men,

i) die gemdfl Artikel 14 zugelassen wurde oder

ii) deren Aufnahme in die europdische Liste gemaf Artikel 1
Buchstabe b dieses Artikels beschlossen wurde;

b) eine Abwrackeinrichtung aus der europdischen Liste zu
streichen,

i) die die Auflagen gemafs Artikel 13 nicht linger erfullt
oder

i) fiir die nicht spétestens drei Monate vor Ablauf des in
Absatz 3 dieses Artikels aufgefithrten Fiinfjahreszeitraums
aktualisierte Belege beigebracht werden.

Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemifl dem in Artikel 25
genannten Priifverfahren erlassen.

(5) Die Kommission erstellt und aktualisiert die europdische
Liste im Einklang mit den in den Vertrigen verankerten Grund-
sitzen und mit den von der Union eingegangenen internatio-
nalen Verpflichtungen.

(6)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission alle Informa-
tionen mit, die fir die Aktualisierung der europiischen Liste
relevant sein konnten. Die Kommission leitet alle relevanten
Informationen an die anderen Mitgliedstaaten weiter.

TITEL IV
ALLGEMEINE VERWALTUNGSVORSCHRIFTEN
Artikel 17
Sprachregelung

(1) Der Schiffsrecyclingplan gemifS Artikel 7 wird in einer
Sprache erstellt, die von dem Staat, der die Abwrackeinrichtung
zuldsst, akzeptiert wird. Ist die verwendete Sprache weder Eng-
lisch, Franzosisch noch Spanisch, so ist der Schiffsrecyclingplan
in eine dieser Sprachen zu iibersetzen, es sei denn, die Ver-
waltung erachtet dies als unnotig.

(2)  Die gemifl Artikel 9 ausgestellte Inventarbescheinigung
und Recyclingfahigkeitsbescheinigung sind in einer Amtssprache
der ausstellenden Verwaltung abzufassen. Soweit in diesem Staat
weder die englische noch die franzosische noch die spanische
Sprache verwendet wird, ist dem Text eine Ubersetzung in eine
dieser Sprachen beizufiigen.

Artikel 18
Benennung der zustindigen Behorden und Verwaltungen

(1) Die Mitgliedstaaten benennen die fiir die Anwendung
dieser Verordnung zustindigen Behorden und Verwaltungen
und unterrichten die Kommission entsprechend. Die Mitglied-
staaten teilen der Kommission unverziiglich alle Anderungen
dieser Informationen mit.

(2)  Die Kommission veroffentlicht auf ihrer Website Listen
der benannten zustindigen Behorden und Verwaltungen und
aktualisiert diese Listen gegebenenfalls.
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Artikel 19
Benennung von Kontaktpersonen

(1)  Die Mitgliedstaaten und die Kommission benennen eine
oder mehrere Kontaktpersonen, die dafiir zustindig sind, um
Auskunft ersuchende natiirliche oder juristische Personen zu
informieren oder zu beraten. Die Kontaktperson der Kommis-
sion leitet Anfragen, die in die Zustindigkeit der Kontaktper-
sonen der Mitgliedstaaten fallen, an diese weiter, und umge-
kehrt.

(2)  Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission iber die
Benennung von Kontaktpersonen. Die Mitgliedstaaten teilen der
Kommission unverziiglich alle Anderungen dieser Informatio-
nen mit.

(3) Die Kommission veroffentlicht auf ihrer Website Listen
der benannten Kontaktpersonen und aktualisiert diese Listen
gegebenenfalls.

Artikel 20
Sitzungen von Kontaktpersonen

Die Kommission halt auf Antrag der Mitgliedstaaten, oder wenn
sie es fur erforderlich hilt, Sitzungen mit den Kontaktpersonen
ab, um Fragen im Zusammenhang mit der Durchfithrung dieser
Verordnung zu erértern. Wenn alle Mitgliedstaaten und die
Kommission dies einvernehmlich fiir zweckdienlich halten, wer-
den relevante Interessentrdger gebeten, diesen Sitzungen oder
Teilen dieser Sitzungen beizuwohnen.

TITEL V
BERICHTERSTATTUNG UND DURCHSETZUNG
Artikel 21
Berichte der Mitgliedstaaten

(1) Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission einen
Bericht mit folgenden Informationen:

a) eine Liste der ihre Flagge fuhrenden Schiffe, fur die eine
Recyclingfahigkeitsbescheinigung  ausgestellt  wurde, mit
dem Namen des Schiffsrecyclingunternehmens und dem
Standort der Abwrackeinrichtung, wie sie aus der Recycling-
fahigkeitsbescheinigung hervorgehen;

b) eine Liste der ihre Flagge fithrenden Schiffe, fur die eine
Abschlusserkldrung eingegangen ist;

¢) Informationen iiber jegliches illegales Schiffsrecycling, Sank-
tionen und die von dem betreffenden Mitgliedstaat getroffe-
nen Folgemafinahmen.

(2)  Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission den Be-
richt elektronisch alle drei Jahre spitestens neun Monate nach
Ablauf des darin erfassten Dreijahreszeitraums.

Der erste elektronische Bericht umfasst den Zeitraum ab dem
Beginn der Anwendung dieser Verordnung bis zu dem nach
dem Anfangsdatum des ersten Berichtszeitraums liegenden
Ende des ersten reguliren Berichtszeitraums von drei Jahren
gemafd Artikel 5 der Richtlinie 91/692/EWG des Rates (!).

(") Richtlinie 91/692/EWG des Rates vom 23. Dezember 1991 zur
Vereinheitlichung und zweckmifigen Gestaltung der Berichte iiber
die Durchfithrung bestimmter Umweltschutzrichtlinien (ABL L 377
vom 31.12.1991, S. 48).

Die Kommission veroffentlicht spitestens neun Monate nach
Erhalt der einzelstaatlichen Berichte einen Bericht iiber die An-
wendung dieser Verordnung.

(3)  Die Kommission nimmt diese Informationen in eine dau-
erhaft offentlich zugingliche elektronische Datenbank auf.

Artikel 22
Durchsetzung in den Mitgliedstaaten

(1)  Die Mitgliedstaaten legen Bestimmungen tiber Sanktionen
fur Verstofle gegen diese Verordnung fest und treffen alle er-
forderlichen Mafinahmen zur Anwendung dieser Sanktionen.
Die  Sanktionen sind  wirksam, verhéltnismidffig  und
abschreckend.

(2)  Die Mitgliedstaaten arbeiten bilateral und multilateral zu-
sammen, um potenzielle Umgehungen und Verletzungen dieser
Verordnung leichter verhindern und aufdecken zu konnen.

(3)  Die Mitgliedstaaten benennen die Mitglieder ihres fiir die
Zusammenarbeit gemafl Absatz 2 bestellten stindigen Personals.
Diese Personenangaben werden an die Kommission iibermittelt,
die eine Liste dieser Mitglieder aufstellt und an diese weiterleitet.

(4)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die zur Durch-
setzung dieser Verordnung erlassenen nationalen Vorschriften
sowie die geltenden Sanktionen mit.

Artikel 23
Aufforderung zum Titigwerden

(1)  Natiirliche oder juristische Personen, die von einem Ver-
stol8 gegen Artikel 13 in Verbindung mit Artikel 15 und Ar-
tikel 16 Absatz 1 Buchstabe b dieser Verordnung betroffen sind
oder voraussichtlich betroffen sein werden oder die ein hinrei-
chendes Interesse an einer umweltpolitischen Entscheidung zur
Regelung des Verstofles gegen Artikel 13 in Verbindung mit
Artikel 15 und Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe b dieser Ver-
ordnung haben, sind berechtigt, wegen solcher Verstofie oder
wegen unmittelbar bevorstehender Verstofle die Kommission
aufzufordern, im Rahmen dieser Verordnung titig zu werden.

Das Interesse einer beliebigen im Bereich Umweltschutz titigen
Nichtregierungsorganisation, die die Voraussetzungen nach Ar-
tikel 11 der Verordnung (EG) Nr. 1367/2006 des Europaischen
Parlaments und des Rates (?) erfullt, gilt fiir die Zwecke von
Unterabsatz 1 als ausreichend.

(®) Verordnung (EG) Nr. 1367/2006 des Europiischen Parlaments und
des Rates vom 6. September 2006 iiber die Anwendung der Be-
stimmungen des Ubereinkommens von Arhus iiber den Zugang zu
Informationen, die Offentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsver-
fahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten
auf Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft (ABl. L 264 vom
25.9.20006, S. 13).
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(2)  Der Aufforderung zum Titigwerden miissen relevante In-
formationen und Daten beiliegen, die diese Aufforderung
unterlegen.

(3)  Ist es aufgrund der Aufforderung zum Titigwerden und
der dieser beiliegenden Informationen und Daten plausibel, dass
ein Verstof gegen Artikel 13 in Verbindung mit Artikel 15 und
Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe b begangen wurde oder ein
solcher Verstofl unmittelbar bevorsteht, so muss die Kommis-
sion diese Aufforderungen zum Tatigwerden und die Informa-
tionen und Daten priifen. Sie rdumt dabei dem betreffenden
Schiffsrecyclingunternehmen die Moglichkeit ein, zu der Auffor-
derung zum Titigwerden und den beiliegenden Informationen
und Daten Stellung zu nehmen.

(4) Die Kommission teilt den Personen, die eine Aufforde-
rung nach Absatz 1 tibermittelt haben, umgehend und im Ein-
klang mit den einschligigen Vorschriften des Unionsrechts unter
Angabe ihrer Griinde mit, ob sie der Aufforderung zum Titig-
werden nachkommen wird oder nicht.

TITEL VI
SCHLUSSBESTIMMUNGEN
Artikel 24
Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der
Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten Bedingun-
gen ibertragen.

(2)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemafs
Artikel 5 Absatz 8 wird der Kommission fir einen Zeitraum
von fiinf Jahren ab dem 30. Dezember 2013 ibertragen. Die
Kommission erstellt spitestens neun Monate vor Ablauf des
Zeitraums von funf Jahren einen Bericht tiber die Befugnisiiber-
tragung. Die Befugnisiibertragung verldngert sich stillschweigend
um Zeitrdume gleicher Linge, es sei denn, das Europdische Par-
lament oder der Rat widersprechen einer solchen Verlingerung
spatestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

(3)  Die Befugnisiibertragung gemafd Artikel 5 Absatz 8 kann
vom Europdischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen
werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertra-
gung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am
Tag nach seiner Veréffentlichung im Amtsblatt der Europdischen
Union oder zu einem im Beschluss tiber den Widerruf angege-
benen spiteren Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit von delegier-
ten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Be-
schluss iiber den Widerruf nicht beriihrt.

(4)  Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt er-
lasst, ubermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europdischen Par-
lament und dem Rat.

(5)  Ein delegierter Rechtsakt, der gemifl Artikel 5 Absatz 8
erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europiische
Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten
nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an das Europdische Par-
lament und den Rat Einwinde erhoben haben oder wenn vor
Ablauf dieser Frist das Europdische Parlament und der Rat beide

der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwinde er-
heben werden. Auf Initiative des Europdischen Parlaments oder
des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlingert.

Artikel 25
Ausschussverfahren

(1)  Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstiitzt.
Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung
(EU) Nr. 182/2011.

(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Arti-
kel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

Gibt der Ausschuss keine Stellungnahme ab, so erldsst die Kom-
mission den Durchfiithrungsrechtsakt nicht und Artikel 5 Absatz
4 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 findet
Anwendung.

Artikel 26
Ubergangsbestimmung

Ab dem Datum der Veroffentlichung der europdischen Liste
konnen die Mitgliedstaaten vor dem Zeitpunkt des Beginns
der Anwendung dieser Verordnung das Recycling von Schiffen
in den in der europdischen Liste aufgefithrten Abwrackeinrich-
tungen zulassen. In diesen Fillen findet die Verordnung (EG) Nr.
1013/2006 keine Anwendung.

Artikel 27
Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1013/2006

In Artikel 1 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 wird
folgender Buchstabe angefiigt:

oi) Schiffe, die die Flagge eines Mitgliedstaats filhren und in
den Anwendungsbereich der Verordnung (EU) Nr.
1257/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates (*)
fallen.

(*) Verordnung (EU) Nr. 1257/2013 des Europdischen Par-
laments und des Rates vom 20. November 2013 iiber das
Recycling von Schiffen und zur Anderung der Verord-
nung (EG) Nr. 1013/2006 und der Richtlinie 2009/16/EG
(ABL. L 330 vom 10.12.2013, S. 1).

Artikel 28
Anderung der Richtlinie 2009/16/EG
In Anhang IV wird folgende Nummer angefiigt:

,49. Bescheinigung iiber das Gefahrstoffinventar bzw. Uber-
einstimmungsbescheinigung gemafl der Verordnung
(EU) Nr. 1257/2013 des Europaischen Parlaments und
des Rates (*).

(*) Verordnung (EU) Nr. 1257/2013 des Europdischen Par-
laments und des Rates vom 20. November 2013 iiber das
Recycling von Schiffen und zur Anderung der Verord-
nung (EG) Nr. 1013/2006 und der Richtlinie 2009/16/EG
(ABL. L 330 vom 10.12.2013, S. 1).
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Artikel 29
Finanzieller Anreiz

Die Kommission unterbreitet dem Europiischen Parlament und
dem Rat bis zum 31. Dezember 2016 einen Bericht iiber die
Machbarkeit eines Finanzierungsinstruments, das ein sicheres
und umweltschonendes Schiffsrecycling fordern wiirde, und er-
ginzt den Bericht gegebenenfalls durch einen Gesetzgebungs-
vorschlag.

Artikel 30
Uberpriifung

(1)  Die Kommission bewertet, welche Verstofle gegen diese
Verordnung in den Anwendungsbereich der Richtlinie
2008/99/EG aufgenommen werden sollten, um die Gleichwer-
tigkeit der Bestimmungen iiber Verstofe zwischen dieser Ver-
ordnung und der Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 zu erreichen.
Die Kommission erstattet dem Europdischen Parlament und
dem Rat bis zum 31. Dezember 2014 Bericht iiber ihre Er-
kenntnisse und ergdnzt ihren Bericht gegebenenfalls durch einen
Gesetzgebungsvorschlag.

(2)  Die Kommission iiberpriift diese Verordnung spitestens
18 Monate vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Hongkon-
ger Ubereinkommens und unterbreitet gleichzeitig alle geeig-
neten Gesetzgebungsvorschlige. Bei dieser Uberpriifung wird
der Aufnahme von Abwrackeinrichtungen, die gemif dem
Hongkonger Ubereinkommen zugelassen wurden, in die euro-
pdische Liste Rechnung getragen, um Doppelarbeit und unnoti-
gen Verwaltungsaufwand zu vermeiden.

(3)  Die Kommission iiberpriift diese Verordnung kontinuier-
lich und unterbreitet gegebenenfalls rechtzeitig Vorschlige, mit
denen auf Entwicklungen in Bezug auf internationale Uberein-
kiinfte — einschlieRlich des Baseler Ubereinkommens — einge-
gangen wird, wenn sich dies als notwendig erweist.

(4)  Ungeachtet des Absatzes 2 unterbreitet die Kommission
innerhalb von funf Jahren ab dem Zeitpunkt des Beginns der
Anwendung dieser Verordnung dem Europaischen Parlament
und dem Rat einen Bericht iiber die Anwendung dieser Verord-
nung, der gegebenenfalls durch Gesetzgebungsvorschlige er-
ganzt wird, mit denen sichergestellt werden soll, dass die Ziele
der Verordnung erreicht werden und ihre Wirkung gewihrleistet
und gerechtfertigt ist.

Artikel 31
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver-
offentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Artikel 32
Anwendung

(1)  Diese Verordnung wird ab dem fritheren der beiden nach-
stehend genannten Zeitpunkte angewendet, jedoch nicht vor
dem 31. Dezember 2015:

a) sechs Monate nach dem Zeitpunkt, zu dem die kombinierte
jahrliche Schiffsrecyclinghdchstkapazitit der in der europii-
schen Liste aufgefihrten Abwrackeinrichtungen nicht weni-
ger als 2,5 Mio. t Leergewicht (LDT) betrdgt. Die jdhrliche
Schiffsrecyclingkapazitit einer Abwrackeinrichtung wird als
Summe des in LDT ausgedriickten Gewichts der Schiffe be-
rechnet, die in einem bestimmten Jahr in dieser Werft recy-
celt worden sind. Die jahrliche Schiffsrecyclinghochstkapazi-
tat wird durch die Ermittlung des hochsten Werts bestimmt,
der im vorangegangenen Zehnjahreszeitraum je Abwrackein-
richtung angefallen ist, oder — bei einer neu zugelassenen
Abwrackeinrichtung — des hochsten in dieser Abwrackein-
richtung erreichten Jahreswerts; oder

b) am 31. Dezember 2018.

(2)  Jedoch gelten fur die folgenden Bestimmungen die fol-
genden Daten fiir deren Anwendung:

a) Artikel 2, Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 2, Artikel 13, 14,
15, 16, 25 und 26 ab dem 31. Dezember 2014,

b) Artikel 5 Absatz 2 Unterabsitze 1 und 3 und Artikel 12
Absitze 1 und 8 ab dem 31. Dezember 2020.

(3)  Die Kommission veroffentlicht eine Mitteilung iiber den
Zeitpunkt des Beginns der Anwendung dieser Verordnung im
Amtsblatt der Europdischen Union, wenn die in Absatz 1 Buch-
stabe a genannten Voraussetzungen erfiillt sind.

(4) Hat ein Mitgliedstaat sein nationales Schifffahrtsregister
geschlossen oder war wihrend eines Zeitraums von drei Jahren
kein Schiff unter seiner Flagge registriert, so kann dieser Mit-
gliedstaat von den Bestimmungen dieser Verordnung — mit
Ausnahme der Artikel 4, 5, 11, 12, 13, 14, des Artikels 16
Absatz 6 und der Artikel 18, 19, 20, 21 und 22 — so lange
abweichen, wie kein Schiff unter seiner Flagge registriert ist.
Beabsichtigt ein Mitgliedstaat, von dieser Ausnahme Gebrauch
zu machen, so teilt er dies der Kommission spitestens zum
Zeitpunkt des Beginns der Anwendung dieser Verordnung
mit. Alle spiteren Anderungen sind ebenfalls der Kommission
mitzuteilen.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-

staat.

Geschehen zu Straburg am 20. November 2013.

Im Namen des Europdischen Parlaments
Der Prsident
M. SCHULZ

Im Namen des Rates
Der Président
V. LESKEVICIUS
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ANHANG 1

UBERPRUFUNG VON GEFAHRSTOFFEN

Gefahrstoff

Begriffsbestimmungen

Kontrollmanahmen

Asbest

Asbesthaltige Materialien

Auf allen Schiffen ist der Neueinbau asbe-
sthaltiger Materialien verboten.

Stoffe, die zum Abbau der
Ozonschicht fithren

Geregelte Stoffe im Sinne des Artikels 1
Nummer 4 des Montrealer Protokolls von
1987 iiber Stoffe, die zu einem Abbau der
Ozonschicht fithren, aufgefiihrt in den
Anlagen A, B, C bzw. E dieses Protokolls,
soweit es zum Zeitpunkt der Anwendung
oder Auslegung des vorliegenden Anhangs
in Kraft ist.

Zu den Ozon abbauenden Stoffe, die an
Bord von Schiffen vorkommen konnen,
zihlen unter anderem:

Halon 1211 Bromchlordifluormethan
Halon 1301 Bromtrifluormethan

Halon 2402 1,2-Dibrom-1,1,2,2-tetra-
fluorethan (auch als Halon 114B2 be-
kannt)

CFC-11 Trichlorfluormethan
CFC-12 Dichlordifluormethan
CFC-113 1,1,2-Trichlor-1,2,2-trifluorethan

CFC-114 1,2-Dichlor-1,1,2,2-tetrafluoret-
han

CFC-115 Chlorpentafluorethan
HFCKW-22

Chlordifluormethan

Auf allen Schiffen sind Neueinbauten, die
Ozon abbauende Stoffe enthalten, ver-
boten.

Polychlorierte Biphenyle (PCB)

Der Begriff ,polychlorierte Biphenyle* be-
zeichnet aromatische Verbindungen, die
so beschaffen sind, dass die Wasserstoff-
atome auf dem Biphenyl-Molekiil (zwei
durch eine Kohlenstoff-Kohlenstoff-Ein-
fachbindung miteinander verkniipfte Ben-
zolringe) durch bis zu zehn Chloratome
ersetzt werden konnen.

Auf allen Schiffen ist der Neueinbau von
Materialien, die polychlorierte Biphenyle
enthalten, verboten.

Perfluoroktansulfonsiure
(PFOS) (Y

Der Begriff ,Perfluoroktansulfonsdure
(PFOS) bezeichnet Perfluoroktansulfon-
sdure und ihre Ableitungen.

Neueinbauten, die Perfluoroktansulfonsiure
(PFOS) und ihre Ableitungen enthalten,
sind nach der Verordnung (EG) Nr.
850/2004 des Europiischen Parlaments
und des Rates (%) verboten.

Bewuchsschutzanstriche
und -systeme

Bewuchsschutzanstriche und -systeme,
geregelt durch Anhang I des Internatio-
nalen Ubereinkommens von 2001 iiber
Verbots- und Beschrinkungsmafinahmen
fir schidliche Bewuchsschutzsysteme von
Schiffen (AFS-Ubereinkommen), soweit es
zum Zeitpunkt der Anwendung oder
Auslegung des vorliegenden Anhangs in
Kraft ist.

1. Kein Schiff darf Bewuchsschutzsysteme,
die zinnorganische Verbindungen als
Biozide enthalten, oder andere Be-
wuchsschutzsysteme, deren Anwendung
oder Verwendung nach dem AFS-Uber-
einkommen verboten ist, anwenden.
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Gefahrstoff

Begriffsbestimmungen

Kontrollmaflnahmen

2. Auf neuen Schiffen und bei Neueinbau-
ten auf Schiffen ist eine mit dem AFS-
Ubereinkommen nicht zu vereinbarende
Anwendung oder Verwendung von Be-
wuchsschutzanstrichen und -systemen
verboten.

(") Gilt nicht fiir Schiffe, die die Flagge eines Drittstaats fithren.
(%) Verordnung (EG) Nr. 850/2004 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 iiber persistente organische Schad-

stoffe und zur Anderung der Richtlinie 79/117/EWG (ABL L 158 vom 30.4.2004, S. 7).
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ANHANG 1II

LISTE DER SCHADSTOFFE FUR DAS GEFAHRSTOFFINVENTAR

. Alle in Anhang I aufgefiihrten Gefahrstoffe

. Cadmium und Cadmiumverbindungen

. Sechswertiges Chrom und Chrom(VI)-Verbindungen

. Blei und Bleiverbindungen

. Quecksilber und Quecksilberverbindungen

. Polybromierte Biphenyle (PBB)

. Polybromierte Diphenylether (PBDE)

. Polychlorierte Naphthalene (mehr als 3 Chloratome)

. Radioaktive Stoffe

. Bestimmte kurzkettige Chlorparaffine (C10-C13-Chloralkane)

. Bromierte Flammschutzmittel (HBCDD)



	Verordnung (EU) Nr. 1257/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. November 2013 über das Recycling von Schiffen und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 und der Richtlinie 2009/16/EG (Text von Bedeutung für den EWR)

